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Traktandum 1 

Mitteilungen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich begrüsse Sie zur 5. Sitzung des Einwohnerrats. Speziell 
begrüsse ich Hans-Jürg Podzorski, welcher heute als neuer Einwohnerrat vereidigt wird. 
Die Sitzung heute – Sie können es der Einladung entnehmen, sollte nicht länger als 3 Stun-
den dauern. Das haben wir im Ratsbüro so entschieden. Drei Stunden sollten ausreichen, 
die wichtigen Sachen zu sagen und zu diskutieren. Vielleicht führt ein Zeitlimit auch dazu, 
auf Unwichtiges einmal zu verzichten. Es ist auch ein Versuch, Transparenz zu schaffen, 
welche Geschäfte behandlungsreif sind und andererseits die Arbeit eines Milizparlaments 
ein bisschen attraktiver und planbarer zu gestalten. Ein gut schweizerischer Kompromiss 
eben. Wir probieren damit auch nichts Neues aus. Der Einwohnerrat Windisch hat diesen 
Punkt sogar in seinem Geschäftsreglement verankert und auch der Grosse Rat handhabt 
dies auf eine ähnliche Art und Weise. Selbstverständlich sind wir auf beidseitige Flexibilität 
angewiesen. Die letzte Kreditabrechnung wird auch noch 21.45 Uhr in Angriff genommen 
und das Mikrofon nicht um 22.01 abgeschaltet. Schlussendlich bleibt der Gesamtrat ab-
schliessender Hüter und Bestimmer der Traktandenliste. Wir sehen es aber als eine 
Chance, den Ratsbetrieb zu verbessern und starten heute einmal so. Nächsten Montag fin-
det der Einwohnerratsausflug statt. Sie haben jetzt die definitive Einladung erhalten. Er 
startet bei schönem Wetter um 16 Uhr beim Bienenstock unterhalb der Echo-Linde. Sollte 
jemand erst später kommen können, kann man selbstverständlich immer noch zu den wei-
teren Programmpunkten hinzustossen. Vielleicht löst ja der frühe Beginn des Ausflugs 
auch beim Stadtrat ein Zeitlimit bei seiner vorherigen Sitzung aus, damit er zeitig erschei-
nen kann. 

Nun hat Stadtpräsident Hanspeter Hilfiker noch das Wort. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Ich möchte einfach darüber informieren, wie der 
Stand der Schaffung einer unabhängigen Anlaufstelle für das Personal ist, welche wir im 
Rahmen des Personalreglements einmal in Aussicht gestellt haben. Wir haben letzte Woche 
eine gleichlautende Mitteilung auch gegenüber dem Personal gemacht. Die unabhängige 
Anlaufstelle ist benannt. Es handelt sich um die Anwaltskanzlei Bamberger und Frey, wel-
che wir in einem längeren Prozess ausgewählt haben. Diese Anwaltskanzlei war auch be-
reit, diese Aufgabe zu übernehmen. Genauere Informationen haben wir in einem Merkblatt 
zusammengefasst, welches auf dem Intranet aufgeschaltet ist. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir haben noch eine angemeldete Fraktionserklärung. Wir 
haben eine solche das letzte Mal unter Traktandum 1 Mitteilungen gemacht. Wir würden 
dies auch heute so handhaben. Das Wort hat die SP zur Fraktionserklärung Zwinglihaus. 

Irene Stutz, Mitglied: Ende Juli haben wir im Scheibenschachen – wo auch ich wohne - 
News zum Zwinglihaus erfahren und haben in der AZ gelesen, dass sich die Stadt und die 
Reformierte Kirchgemeinde bezüglich Kauf nicht einig geworden sind und das Geschäft 
beerdigt hätten. Nicht nur wir in der Fraktion haben uns gefragt, ob diese Nachricht wirk-
lich stimmt. Auch diverse Anfragen von Anwohnern und aus der Bevölkerung haben wir 
bekommen, welche sich Sorgen um die Zukunft dieses sehr erfolgreich laufenden und 
wahnsinnig wertvollen Familienzentrums machen. Auch haben wir diverse Anfragen von 
Quartierbewohnern zur Kita und den verschiedenen Quartierveranstaltungen, welche im 
Zwinglihaus stattfinden, erhalten. Im Zeitungsartikel steht, man höre, dass die Verhand-
lungen abgebrochen worden seien. Die SP bedauert dies sehr und wir wünschen uns, dass 
dies nicht der Fall ist. Lukas Gysi ist Präsident der Ref. Kirchenpflege. Er sitzt ja auch im 
Einwohnerrat. Der Stadtrat ist auch anwesend. Deshalb richtet die SP an beide die Bitte, die 
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Verhandlungen weiterzuführen, einen angemessenen Kaufpreis zu finden, welcher gegen-
über den Steuerzahlenden gerechtfertigt werden kann oder entsprechende Rahmenbedin-
gungen für die weitere Miete zu schaffen und der Stadt und dem Quartier damit die Mög-
lichkeit, den Ort weiterhin gemeinsam zu nutzen, zu schenken. Das Zitat in der AZ, wo-
nach es andere Mietinteressenten gäbe und es offen sei, ob die Stadt die Kita und das Fa-
milienzentrum weiterhin mieten können, liest sich wie eine kleine Erpressung und klingt 
nicht sehr konstruktiv. Wir möchten den Stadtrat ermutigen, das Geschäft nicht zu beerdi-
gen und sich weiterhin dafür einzusetzen, dass das Zwinglihaus von der Kirchgemeinde 
übernommen oder zumindest weiterhin gemietet werden kann. Für die Zukunft des Famili-
enzentrums, für den Bestand der Kita und für den Zusammenhalt und den Austausch im 
Quartier ist das Zwinglihaus wirklich bedeutungsvoll. Wir möchten Lukas Gysi und die 
ganze Kirchenpflege der Reformierten Kirchgemeinde Aarau natürlich in ihren Aussagen 
unterstützen, wonach man ja wisse, wie wichtig das Haus im Quartier sei und dass es wei-
terhin von der Stadt so genutzt werden kann. Wenn wir schon beim Thema beerdigen sind 
oder eben nicht beerdigen, verweise ich auf einen anderen Artikel zum Thema Argovia-
rena. Bei diesem Thema empfehlen wir dem Stadtrat gerade das Gegenteil. Beerdigen Sie 
diese Idee. Aarau braucht sozialen Wohnungsbau mit kostengünstigen Mieten, anstelle pri-
vater Investoren, welche die Möglichkeit zur Gewinnoptimierung im Umgang dem öffentli-
chen Raum in der Stadt erhalten.  

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir haben jetzt praktisch zwei Fraktionserklärungen zu zwei 
Themen. Selbstverständlich dürfen sich die anderen Fraktionen auch noch zum zweiten 
Thema äussern, weil es hier angesprochen wurde. 

Lukas Gysi, Mitglied: Ich äussere mich auch zu dieser Angelegenheit als Präsident der Re-
formierten Kirche Aarau, der Gegenpartei in diesen gescheiterten Verhandlungen. Die Re-
formierte Kirche ist Eigentümerin des Zwinglihauses und ich persönlich bin aktiv bei den 
Verhandlungen mit der Stadt beteiligt gewesen. Diese Anschlusserklärung erfolgt in mei-
ner Funktion als Vertreter der Kirche und ist nicht mit der FDP-Fraktion abgestimmt. Das 
Zwinglihaus mit seiner Bedeutung im Quartier liegt der Reformierte Kirche sehr am Her-
zen. Ich habe diverse Anrufe von Bewohnern aus dem Scheibenschachen erhalten mit der 
Bitte, das geschätzte Angebot unbedingt aufrecht zu erhalten. Das würde wir sehr gerne, 
idealerweise in Kooperation mit der Stadt. Der Abbruch der Verhandlungen durch den 
Stadtrat am 27. Mai 2024 hat die Kirchenpflege überrascht und enttäuscht. Insbesondere 
die Begründung, dass die Miete zu teuer gewesen sei, ist ernüchternd gewesen und haben 
wir als unprofessionell empfunden. Die Stadt hat den Mietzins schon lange ausdrücklich 
akzeptiert und nie signalisiert, dass dieser ein Stolperstein sein könnte. Auch nicht in der 
schriftlichen Absichtserklärung vom November 2023. Über den Preis ist gar nicht mehr 
verhandelt worden. Nur noch über das Nutzungskonzept. Ich bestreite auch die Aussage 
der Stadt im AZ-Artikel vom 23. Juni, wonach die Miete des Zwinglihauses Mehrkosten von 
jährlich 80’000 Franken zur Folge gehabt hätte. Im Artikel hat die Stadt mit zu vielen Zah-
len jongliert und hat von der grundlegenden Verantwortung abgelenkt. Die Kirche sei auf-
grund des viel zu hohen Mietzinses schuld. Diese Aussage ist zu einfach. Die Kostenbe-
rechnungen der Stadt sind nicht korrekt, insbesondere in Bezug auf die bestehenden 
Mietverhältnisse des Familienzentrums und der Kita Känguru. In der Hauswartung, beim 
Reservationstool, bei der Saalnutzung und in vielen anderen Bereichen ist die Kirche aber 
immer diskussionsbereit gewesen, um die Kosten für die Stadt tief zu halten. Aber die 
Stadt ist an diesen Gesprächen nicht interessiert gewesen. Es muss auch gesagt sein, dass 
der offerierte Mietzins marktgerecht und sachgerecht gewesen ist. Er ist durch professio-
nelle Schätzer ermittelt worden und entspricht dem Mietzins, welcher die Stadt auch für 
vergleichbare Objekte bezahlt. Die Kirche verfolgt bei diesem Geschäft nicht nur gewinn-
orientierte und kapitalistische Absichten. Wir sind ja schliesslich eine Kirche. Beim Zwing-
lihaus spielen soziale und gesellschaftliche Aspekte eine wichtige Rolle, aber trotzdem ori-
entieren wir uns natürlich auch an der Realität auf dem Liegenschaftsmarkt in Aarau. Die 
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Reformierte Kirche führt tatsächlich Verhandlungen mit anderen Mietinteressenten. Die 
Weiterführung des bisherigen Angebots im Zwinglihaus durch die neue Mieterschaft ist 
zwar von uns gewünscht, aber nicht sichergestellt. Das ist keine Drohung, sondern einfach 
ein Ausdruck einer seriösen Geschäftsführung. Ich bedanke mich bei der SP für die Frakti-
onserklärung und bin mit der Stossrichtung vollkommen einverstanden. Ich bestätige an 
dieser Stelle noch einmal, dass die Reformierte Kirchgemeinde Aarau nach wie vor ver-
handlungsbereit ist, kooperativ und kompromissbereit und an einem Mietvertrag mit der 
Stadt sehr interessiert ist. Unsere Türen sind im Interesse des Sozialangebots für Kinder 
und Familien und im Interesse des Quartiers offen. 

Alexander Umbricht, Mitglied: Das Mittel der Fraktionserklärung ist ja ziemlich neu. Wir 
sind gerade fleissig am Üben. Ich bin jetzt ein bisschen überrascht, dass die Kirche eine 
Fraktion im Einwohnerrat ist. Mir ist aber auch klar, dass es schwierig ist, als Fraktion da-
rauf zu reagieren, wenn man eine Fraktionserklärung hat. Man kann sich fast nicht abspre-
chen, um im Namen der Fraktion zu sprechen. Diese Schwierigkeit ist gegeben. Mir ist es 
nicht ganz klar, wo man die Grenzen setzt. Wir benötigen jetzt keine sofortige Antwort, 
aber es wäre vielleicht für alle Fraktionen oder auch ev. für die Präsidialkonferenz einmal 
zu überlegen, wie man darauf regiert und wer im Namen einer Fraktion spricht. Ich habe 
es jetzt leicht irritierend gefunden, wenn auch sehr verständlich. 
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Traktandum 2 

Inpflichtnahme von Hans Jürg Podzorski als neues Ratsmitglied 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir kommen zur Inpflichtnahme von Hans Jürg Podzorski. 
Das Wahlbüro hat ihn an seiner Sitzung vom 12. Juli 2024 als Ersatz von Nicola Müller be-
stätigt. Neue Ratsmitglieder müssen in die Pflicht genommen werden. Ich bitte deshalb 
Hans Jürg Podzorski, nach vorne zu kommen. Ich werde die Gelöbnisformel vorlesen und 
bitte ihn, diese mit den Worten "Ich gelobe es" zu bestätigen. Die Ratsmitglieder bitte ich, 
aufzustehen. "Ich gelobe als Mitglied des Einwohnerrats, das Wohl der Stadt Aarau zu för-
dern und gemäss der Verfassung und den Gesetzen nach bestem Wissen und Gewissen zu 
handeln." 

Hans Jürg Podzorski, Mitglied: "Ich gelobe es". Podzorski ist ein schwieriger Name. Ich 
musste mich auch viele Jahre daran gewöhnen. Auch Sie werden sich noch daran gewöh-
nen. Ich bin in Lenzburg aufgewachsen und habe dort auch die Schule besucht. Die Kan-
tonsschule habe ich in Aarau absolviert. Seit 1987 wohne ich mit meiner Frau hier in Aarau 
im Gönhardquartier. Wir haben drei erwachsene Söhne, die jedoch schon länger ausgezo-
gen sind. Ich bin seit ein paar Jahren pensioniert. Das geniesse ich. Ich bin aber hier in 
Aarau noch nebenamtlich im Wahlbüro tätig. Bei diesem Entscheid war ich allerdings nicht 
dabei. Auch bin ich Mitglied der Steuerkommission. Zudem bin ich noch Mitglied am Be-
zirksgericht, in der Schlichtungsbehörde für Miete und Pacht. Ich freue mich auf die Zu-
sammenarbeit mit Ihnen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: An der heutigen Sitzung sind 46 Einwohnerrätinnen und 
Einwohnerräte anwesend. Entschuldigt sind Cornelia Forrer, Cornelia Tschopp, Hannah 
Wey und Fabio Mazzara. Der Stadtrat ist vollzählig vertreten. Gibt es noch Bemerkungen 
oder Anträge zur Traktandenliste? Das ist nicht der Fall. 
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Traktandum 3 

Anfrage Alexander Umbricht (GLP) und Lea Naon (GLP); Sicherheit beim Schwimmen 
in der Aare 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 19. November 2023 haben Einwohnerrat Alexander Um-
bricht und Einwohnerrätin Lea Naon von den Grünliberalen eine Anfrage betreffend Sicher-
heit beim Schwimmen in der Aare eingereicht. 

Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Wie berücksichtigen die geplanten Ein- und Ausstiege in die Aare das «lokale» Risiko für 
die Schwimmer:innen?  

Ziel der Aareuferaufwertungen ist eine Steigerung der Aufenthaltsqualität am Wasser und 
nicht die Errichtung neuer Ein- und Ausstiege in bzw. aus der Aare. Die Zugänglichkeit 
zum Flussufer soll also erstrangig verbessert werden und nicht der Einstieg in den Fluss 
selbst. Heute bereits vorhandene Schwimmaktivität durch selbstverantwortliches Baden 
soll von den Massnahmen aber ebenfalls profitieren und an Sicherheit gewinnen. Der Auf-
enthalt im Wasser ist bereits heute aufgrund der Wasser- und Strömungsverhältnisse 
mehrheitlich auf das Südufer der Aare fokussiert. 

Die geplanten Standorte verteilen sich gleichmässig beidseits entlang des Aareufers. Sie 
sind mehrheitlich als Orte des Aufenthalts geplant, welche die heute bestehenden Situatio-
nen aufwerten. Die Standortvorschläge 1 und 2 liegen bereits in konkreter Form als Bauge-
such vor. Standort 1 orientiert sich in Richtung Südufer. Man gelangt neu über einige Tritt-
stufen an den anliegenden Aarestrand und darüber ans Wasser. Standort 2 erhält keinen 
neuen Zugang zum Wasser, sondern ausschliesslich Aufenthaltsmöglichkeiten oberhalb 
der halben Böschungshöhe, deren Zugang zukünftig über neue Handläufe verbessert wer-
den soll. Die Standorte 3 bis 8 sollen in der Folge schrittweise konkretisiert und realisiert 
werden. Die Standorte 3 und 4 sind hierbei im Wesentlichen als Ausstiegshilfen aus dem 
Fluss angedacht. Eine Querung zwischen Standort 1 und 2 ist aufgrund der Strömungsver-
hältnisse eher auszuschliessen. 

An sämtlichen Aufwertungsstandorten werden zudem Warnhinweistafeln platziert, die zu 
den Örtlichkeiten und potentiellen Gefahrensituationen orientieren. Zudem können die 
vorgesehenen Plattformen als lebensrettende Ausstiegsmöglichkeiten für Personen dienen. 

Frage 2:  
Hat sich die Stadt Aarau von der Schweizerischen Lebensrettungs-Gesellschaft SLRG zu den 
geplanten öffentlich zugänglichen Badeplätzen beraten lassen?  

Im Rahmen der ersten Planungen wurde eine Gefahrenabklärung und ein Sicherheitskon-
zept durch das auf Fluss- und Wasserbau spezialisierte Ingenieurbüro Hunziker, Zarn & 
Partner beauftragt und für den betroffenen Perimeter erarbeitet. Die allg. Empfehlungen 
der SLRG zum Flussschwimmen und insbesondere Erkenntnisse aus dem Rheinschwimmen 
in Basel wurden bei der Planung einbezogen. Die SLRG soll darüber hinaus bei der weite-
ren Umsetzung in Form einer konkreten Beratung einbezogen werden. 
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Frage 3:  
Wie beurteilt die SLRG die 8 geplanten Aarezugänge und welche Empfehlungen hat die 
SLRG ausgesprochen?  

Siehe Beantwortung Frage 2. 

Frage 4:  
Welche Massnahmen ergreift der Stadtrat um das Risiko von Un- und Todesfällen beim 
Schwimmen in der Aare in Aarau zu reduzieren?  

Siehe Beantwortung Frage 2. Im Rahmen der Aareuferaufwertungen und des erstellten Si-
cherheitskonzeptes sind u.a. Warnhinweistafeln an den Standorten der Aufwertungsmass-
nahmen geplant. Auf den Warnhinweistafeln wird u.a. auf Gefahrenbereiche und Verhal-
tensregeln am und im Wasser hingewiesen. 

Keine Bemerkungen zu dieser Anfrage. 
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Traktandum 4 

Anfrage Christian Oehler (FDP) und Matthias Zinniker (FDP); Ordnung und Sicherheit 
in der Innenstadt 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 22. Februar 2024 haben die Einwohnerräte Christian 
Oehler und Matthias Zinniker (FDP) eine Anfrage betreffend Ordnung und Sicherheit in der 
Innenstadt eingereicht. 
 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Welche Massnahmen kommen für den Stadtrat zur kurz- und mittelfristigen Verbesserung 
der Situation in Frage? Ist der Stadtrat bereit, z.B. durch mehr Polizeipräsenz und klares 
Durchgreifen für mehr Sicherheit zu sorgen? 

Die Stadtpolizei Aarau leistet bereits mit grossem personellem Aufwand Einsätze an be-
kannten Hotspots, wobei am Bahnhof Aarau klar der Schwerpunkt liegt. Es werden zudem 
koordinierte und auch spontane Kontrollaktionen zusammen mit der Kantons- und Trans-
portpolizei SBB durchgeführt. Die SIP Aarau bewirtschaftet nebst etlichen Hotspots die Ge-
biete Bahnhof, Altstadt und Aareufer derzeit prioritär. Durch die Stadtpolizei wird Fehlver-
halten konsequent geahndet (Bussen, Verzeigungen, Wegweisungen). Dieses Vorgehen 
zeigt bereits Wirkung. 

Frage 2:  
Es ist bekannt, dass Hundepatrouillen alleine durch ihre Präsenz eine präventive Wirkung 
haben. Prüft der Stadtrat die Schaffung einer/zwei Hundepatrouillen? Wenn Nein, weshalb 
nicht? 

Grundsätzlich ist die Einführung von Diensthundeführinnen und Diensthundeführern mög-
lich. Sofern zu den kritischen Zeiten mehrheitlich eine Hundepatrouille im Dienst sein 
sollte, müssten mindestens vier Hundeführerinnen und Hundeführer eingestellt werden, 
damit jede der vier Schichtgruppen über eine Hundepatrouille verfügt. Diensthundefüh-
rende absolvieren mindestens 12 Trainingstage pro Jahr. Einsatzfähige Diensthunde der 
Regionalpolizeien können durch die Kantonspolizei für kantonsweite, sicherheitspolizeili-
che Einsätze aufgeboten werden, sofern die Kantonspolizei über keinen einsatzfähigen 
Diensthund verfügt, bzw. jener der Regionalpolizei aufgrund der zeitlichen Dringlichkeit 
des anstehenden Falles schneller am Einsatzort ist. Die Diensthundeführenden haben sich 
auch an den Patrouillen der Kantonspolizei zu beteiligen was zur Folge hat, dass der 
Diensthund nicht nur in Aarau seinen Dienst verrichtet. An dieser Stelle ist aber auch anzu-
merken, dass aufgrund dieses Umstandes auch die Möglichkeit besteht, dass Diensthun-
deführende anderer Regionalpolizeien bei gemeinsamen Patrouillen mit der Kantonspolizei 
in Aarau unterwegs sein können. Aufgrund der aktuellen personellen Situation in der Ab-
teilung Sicherheit prüft der Stadtrat derzeit keine Schaffung von Hundepatrouillen. Mittel-
fristig kann dies aber eine mögliche Option sein. 

Frage 3:  
Kann sich der Stadtrat eine Erweiterung der Stadtpolizei, wie in Luzern, mittels der Posi-
tion Assistenz-Polizei vorstellen? Wenn ja, innert welchen Zeitraums? Wenn Nein, weshalb 
nicht? 

Aktuell fehlt im Kanton Aargau die rechtliche Grundlage für die Anstellung von Polizeili-
chen Sicherheitsassistentinnen und Sicherheitsassistenten. 
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Frage 4:  
Wie sieht das überarbeite Sicherheitskonzept auf Grund der Vorkommnisse in Alt-
stadt/Spittelgarten (Halde) und Bahnhofgebiet aus und wie sind die Rollen zwischen Stadt-
polizei und Kantonspolizei verteilt? 

Die Stadtpolizei Aarau ist für die lokale Sicherheit verantwortlich. Die Kantonspolizei un-
terstützt aber vor allem im Bereich der Hotspots. Insbesondere am Bahnhof leistet auch sie 
einen grossen Beitrag. Dies auch, da beispielsweise die Bekämpfung des Drogenhandels 
zu den Aufgaben der Kantonspolizei gehört. Im Bereich Ruhe und Ordnung, sprich Lärm-
belästigungen und Littering, sowie die Kontrollen der einzelnen Hotspots in der Altstadt, 
ist grossmehrheitlich die Stadtpolizei Aarau zuständig. Grössere gemeinsame Kontrollakti-
onen laufen immer unter der Führung der Kantonspolizei. Um die Stadtpolizei an den Or-
ten mit wenig gewalttätigem Konfliktpotential zu entlasten, führt zudem die SIP Aarau re-
gelmässige Kontrollgänge durch. Im Spittelgarten hat sich die Situation zwischenzeitlich 
merklich verbessert. Probleme bereiten vor allem das Ausgehverhalten der Bevölkerung, 
insbesondere an den Wochenenden, welches zu Lärm und Littering führt, sowie vereinzelt 
Auseinandersetzungen zwischen Einzelpersonen. Kann die SIP eine Situation nicht bereini-
gen, wird die Stadtpolizei aufgeboten. 

Die Situation am Bahnhof Aarau ist, wie in der Antwort zu Frage 1 ausgeführt, anders. Die 
Stadtpolizei versucht, zu den kritischen Zeiten immer mit mindestens einer Patrouille am 
Bahnhof Aarau präsent zu sein und sich mit den Partnerorganisationen abzusprechen. 
Diese Patrouillen müssen aber regelmässig für Einsätze, welche durch die Kantonale Not-
rufzentrale übermittelt werden, abrücken. 

Frage 5:  
In welchem Rahmen besteht die Möglichkeit, den finanziellen Mehraufwand PG 50 Stadtpo-
lizei über andere Produktegruppen angemessen zu kompensieren? Z.B. über PG 20 Kultur, 
PG 41 freiwillige Sozialarbeit, PG 62 Verkehrsflächen und Gewässer (Aufzählung als Idee, 
da diese PG’s grosszügig bewirtschaftet werden). 

Die PG 50 ist eine Nettoertrags-PG. Der Stadtrat ist der Auffassung, dass der finanzielle 
Nettoertrag der PG 50 nicht auf andere PGs verteilt werden soll. 

Christian Oehler, Mitglied: Wenn ich den Preis anschaue, finde ich es ein wenig schade, 
wie oberflächlich oder wie allgemein die Anfrage beantwortet wurde. Wir hätten eigentlich 
schon erwartet, dass man sich mit diesem Thema etwas tiefer auseinandergesetzt oder 
man vielleicht auch einmal vor Ort die bestimmten Strassenzüge begutachtet hätte. Wir ha-
ben das Gefühl, das Anliegen sei nicht ganz ernst genommen worden. 
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Traktandum 5 

Anfrage Urs Winzenried /SVP); Eisfeld "Iiszauber" auf dem Maienzugplatz Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 25. Februar 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried (SVP) 
eine Anfrage betreffend Eisbahn "liszauber" auf dem Maienzugplatz Aarau eingereicht. 
Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 

Frage 1:  
Wie beurteilt der Stadtrat als Bewilligungsbehörde generell das 2024/2025 erstmals 
durchgeführte Projekt „Iiszauber“ auf dem Maienzugplatz im Schachen Aarau? 

Die Bewilligung für die Eisbahn «liszauber» auf dem Maienzugplatz Aarau wurde durch die 
Gewerbepolizei, Abteilung Sicherheit erteilt. Die Eisbahn «liszauber» fand zum ersten Mal 
statt. Bei einem solchen Projekt läuft anfangs nicht immer alles reibungslos. Dank der kon-
tinuierlich guten Kommunikation zwischen der Veranstalterin und der Stadt Aarau konnte 
das Projekt dennoch gut durchgeführt werden. 

Frage 2:  
Ist der Stadtrat auch heute noch der Ansicht, dass im Gesamtkontext von Klima, Energie 
und Umwelt das Projekt „Iiszauber“ zeitgemäss, sinnvoll und nötig war, dies insbesondere 
auch in Anbetracht des Bestehens einer Kunsteisbahn (Keba) in Aarau? Wenn ja, aus wel-
chen Überlegungen? 

Der Stadtrat verweist auf die Beantwortung der Anfrage von Peter Jann und Alexander Um-
bricht (GLP) «Weihnachtliche Eisbahnen im Schachen und potentielle Strommangellage im 
Winter» vom 28. August 2023, wobei dieses Thema wie folgt beantwortet wurde: 

Aufgrund der gut gefüllten Stauseen und Gasspeicher sowie der sich wieder am Netz be-
findenden AKWs in Frankreich schätzte der Stadtrat die Gefahr einer Energiemangellage 
als eher gering ein. Wäre es zu einer Mangellage gekommen, hätte die Stadt Aarau den Be-
trieb der Anlage einschränken oder sogar einstellen können. 

Die KEBA ist ein modernes Eislaufzentrum, welches primär auf die Bedürfnisse des Eis-
sports ausgerichtet ist und somit die sportliche Betätigung im Zentrum steht. Bei der im 
Rahmen des Weihnachtsmarktes betriebenen Eisbahn im Schachen stehen jedoch im Ge-
genzug dazu eher die weihnachtlichen Aspekte im Vordergrund. Dementsprechend sind 
die beiden Infrastrukturen unterschiedlich aufgebaut und somit auch nicht vergleichbar 
bzw. gegenseitig ersetzbar. Zudem wird das Ausseneisfeld mitunter von Vereinen und de-
ren Mitgliedern im Rahmen der verschiedenen Eissportarten mitgenutzt. Dies wäre auf der 
Eisbahn im Schachen nicht möglich, da es sich dabei um keine normierte Eisbahn handelt. 

Dass das Eisfeld bzw. die Beheizung der Markthalle ein gewisser Widerspruch zu den Kli-
mazielen darstellen, ist dem Stadtrat bewusst. 

Frage 3:  
Hatte der Stadtrat im Rahmen der Bewilligung von „Iiszauber“ detaillierte Kenntnis vom In-
halt des Projektes (Dauer, Aktivitäten, Events, Öffnungszeiten, Eintrittspreise, Kiosk, Bar, 
Fonduechalet usw.) oder erteilte er lediglich eine Art Gesamt-und Rahmenbewilligung? 

Der Stadtrat hatte im Rahmen der Bewilligung des Weihnachtsmarktes (Anmerkung: Der 
«Iiszauber» war Bestandteil des Weihnachtsmarktes), welche durch die Gewerbepolizei ge-
stützt auf den Weihnachtsmarktvertrag sowie das durch die stadtchend ag eingereichte Be-
triebskonzept ausgestellt wurde, detaillierte Kenntnisse vom Inhalt des Projekts. 
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Frage 4:  
Erteilte der Stadtrat auch die Bewilligung für die Verlängerung des Projektes „Iiszauber“ 
um fast zwei Monate? Wenn ja, aus welchen Gründen erfolgte diese Bewilligung? 

Ja. Der Stadtrat bewilligte gestützt auf ein Ersuchen der stadtchend ag den Betrieb der Eis-
bahn und des Fonduechalets im Schachen über die 60 Tage hinaus bis zum Ende der 
Sportferien der KSAB. Dies unter dem Vorbehalt, dass eine entsprechende Baubewilligung 
vorliegen muss. 

Frage 5:  
Erhielt der Stadtrat nach Beendigung von „Iiszauber“ positive oder negative Reaktionen aus 
der Bevölkerung? Wenn ja, in welcher Art? 

Der Stadtrat erhielt vor, während und nach dem Anlass sowohl positive als auch negative 
Rückmeldungen aus der Bevölkerung. 

Frage 6: 
Kann der Stadtrat konkrete Angaben zu den Besucherzahlen von „Iiszauber“ machen (auf-
geschlüsselt nach Monaten)? 
 
Monat Besucher/innen* 
November 13'200 
Dezember 22'000 
Januar 8'000 
Februar 1'500 
 
November/Dezember Schulklassen 3'300 
 
Total Besucher/innen 48'000 

 
* Eintritte, Zuschauer/innen und Gäste Fondue Chalet 
(Quelle: stadtchend ag) 

Frage 7:  
Kann der Stadtrat konkrete Angaben zum gesamten durch „Iiszauber“ verursachten Ener-
gieverbrauch machen? 

Der Energieverbrauch durch den «Iiszauber» und das Fonduechalet betrug 231'476 kWh 
Strom und 652m³ Wasser. 

Frage 8:  
Hat der Stadtrat Kenntnis von sicherheitsrelevanten Vorkommnissen im Rahmen von „Iis-
zauber“? Wenn ja, in welcher Art? 

Nein. 

Frage 9: 
Kann der Stadtrat konkrete Angaben zum Verhältnis von Aufwand/Ertrag (Einnah-
men/Ausgaben) von “Iiszauber“ machen? 

Dem Stadtrat liegen noch keine konkreten Angaben vor. 
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Frage 10: 
Sind der Stadt durch „Iiszauber“ Kosten entstanden, die der Steuerzahler zu bezahlen hat? 
Wenn ja, in welcher Höhe? 

Es sind keine Kosten zu Lasten der Steuerzahlenden entstanden. Die stadtchend ag, wel-
che den «Iiszauber» durchführte, profitierte lediglich von einem insgesamt reduzierten Ge-
bührenansatz. 

Frage 11:  
Verursachte „Iiszauber“ für die Stadt zusätzlichen Personalaufwand (zB Werkhof, Polizei, 
Stadtkanzlei, Stadtbüro)? Wenn ja, in welchem Umfang? 

Die erstmalige Durchführung des «Iiszaubers» führte, wie bei anderen Veranstaltungen 
auch, zu einem höheren Aufwand für die Verwaltung als dies bei langjährigen Veranstal-
tungen der Fall ist. Dabei handelt es sich insbesondere um die Kontrolle der Auflagen. Der 
zusätzliche Personalaufwand wurde nicht separat erfasst. 

Frage 12:  
Hatte die Kunsteisbahn Aarau (Keba) aufgrund der Konkurrenz von „Iiszauber“ einen Rück-
gang der Eintritte zu verzeichnen? Wenn ja, in welchem Ausmass? 

Die KEBA gibt an, dass sie in den Monaten Oktober 2023 bis Februar 2024 bei den Ein-
zeleintritten einen Rückgang von 14 % (-21'000) gegenüber dem Spitzenjahr 2022/23 
hatte, was aber immer noch rund 4% (+5'000) über dem Niveau des Jahres 2021/22 lag. 
Die Gründe für den Rückgang während dieser Monate waren aus Sicht der Betriebsleitung 
der KEBA nicht in erster Linie die Eisbahn im Schachen sondern vielmehr die idealeren Wet-
terbedingungen für Schneesport, welche im Gegensatz zum Vorjahr in dieser Saison mehr 
Leute auf die Skipisten brachten. Schwankungen im erlebten Mass sind für den Betrieb der 
KEBA normal, da sich die meisten Leute spontan entscheiden, welchen Freizeitsport sie be-
treiben. 

Frage 13:  
Erachtet der Stadtrat die Dauer von „Iiszauber“ von fast vier Monaten (inklusive Auf-und 
Abbau), insbesondere den Monat November mit störendem Laubfall, immer noch als ange-
messen und nötig? Wenn ja, warum? 

In den vergangenen Jahren wurde der Maienzugplatz in den Wintermonaten nur selten be-
spielt. Für den Stadtrat ist die Nutzung des Platzes in den Wintermonaten daher durchaus 
sinnvoll. Dass es im November zu Laubfall kommt, ist durch die Veranstalterin bei der Pla-
nung zu berücksichtigen. 

Frage 14:  
Steht der Stadtrat einer neuerlichen Durchführung von „Iiszauber“ 2024/2025 im bisheri-
gen Rahmen positiv gegenüber oder erachtet er aufgrund der bisherigen Erfahrungen, ins-
besondere auch aufgrund der Kritik in der Bevölkerung, Änderungen hinsichtlich Organi-
sation, Dauer, Angebote usw. als angezeigt? Wenn ja, in welchen Bereichen? Steht auch ein 
gänzlicher Verzicht zur Debatte? 

Der Stadtrat steht einer Durchführung des «Iiszaubers» 2024/2025 positiv gegenüber. Sei-
tens Stadtrats steht kein Verzicht zur Debatte. Durch die Veranstalterin wird das Betriebs-
konzept derzeit überarbeitet. Dabei ist u.a. die Dauer des «Iiszaubers» ein Thema. 
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Frage 15:  
Erachtet der Stadtrat den Maienzugplatz für eine allfällige künftige Durchführung von „Iis-
zauber“ trotz vorhandener Kritik nach wie vor als zweckmässig oder prüft er auch alterna-
tive Standorte? 

Ja, der Stadtrat erachtet den Maienzugplatz als zweckmässig. 

Frage 16:  
Ist der Stadtrat bereit, den Anliegen der betroffenen Quartierbevölkerung künftig in noch 
vermehrtem Masse Rechnung zu tragen? Wenn ja, in welchen Bereichen? 

Der Stadtrat reagiert auf die Anliegen der Quartierbevölkerung und leitet nötigenfalls Mas-
snahmen zur Verbesserung ein. 

Frage 17:  
Ist es die erklärte Absicht des Stadtrates, den sanierten Maienzugplatz ganzjährig zu ei-
nem stark frequentierten „Event-und Chilbiplatz“ mit möglichst vielen Veranstaltungen al-
ler Art zu machen, oder möchte er den Platz mit Ausnahme von wenigen traditionellen An-
lässen weiterhin als schattenspendender Ort der Ruhe und Erholung bestehen lassen? 

Der Maienzugplatz bietet Potenzial für Veranstaltungen diverser Art. Es ist jedoch nicht die 
Absicht des Stadtrates, den Maienzugplatz ganzjährig zu einem stark frequentierten 
„Event-und Chilbiplatz“ zu machen. 

Urs Winzenried, Mitglied: Jetzt ist Hochsommer und wir reden vom Winter "Iiszauber". Ich 
danke dem Stadtrat für die Beantwortung meiner Anfrage. Der Stadtrat anerkennt, dass bei 
der ersten Durchführung des "Iiszaubers" nicht alles reibungslos verlaufen ist, zieht aber 
trotzdem ein positives Gesamtfazit. Eine unerwünschte Konkurrenzierung zur KEBA ist 
nach der Ansicht des Stadtrats nicht gegeben. Diesbezüglich sind bestimmt gewisse Zwei-
fel gestattet, ob damit wirklich keine Konkurrenzierung stattgefunden hat. Einen Wider-
spruch zu den städtischen Klimazielen anerkennt der Stadtrat, sieht aber trotzdem keinen 
Handlungsbedarf. Auch die Verlängerung von zwei Monaten hat ihm keine Probleme berei-
tet und er verweist auf relativ viele positive Rückmeldungen auf den ersten Eiszaubere-
vent. Er gibt aber zu, dass auch einige negative Rückmeldungen eingegangen sind, insbe-
sondere von den Anwohnern im Raum Maienzugplatz, von Stockwerkeigentümergemein-
schaften, die sich durch Lärm, Verkehr, Beleuchtung Littering etc. gestört fühlten. Gemäss 
Angaben des Stadtrats haben 48’000 Menschen diesen "Iiszauber" besucht. Das ist eine 
wahnsinnig hohe Zahl. Leider unterscheidet der Stadtrat nicht, wer den "Iiszauber" und wer 
das Fondue Chalet besucht hat. Es werden eine relativ grosse Anzahl der Besucher nicht 
auf dem Eisfeld gewesen sein, sondern das sehr beliebte Fonduechalet besucht haben. Es 
wäre interessant zu wissen, wie viele Personen wirklich auf das Eis gegangen sind. Interes-
sant wären auch Angaben über Aufwand und Ertrag des Events. Dazu kann der Stadtrat im 
Moment noch keine Angaben machen. Erfreulich ist, dass keine Steuergelder verwendet 
worden sind, aber es sind personelle Aufwendungen gemacht worden. Man musste Kon-
trollen und Reinigungsarbeiten vornehmen. Diese Dienstleistungen wurden nicht in Rech-
nung gestellt. Auf jeden Fall gemäss der Beantwortung der Anfrage nicht. Der Stadtrat er-
achtet die Nutzung des Maienzugplatzes auch in Zukunft rund um das Jahr als sinnvoll. Er 
möchte aber aus dem Maienzugplatz keinen ganzjährigen Chilbi- und Eventplatz machen. 
Viele Besucher des "Iiszaubers" freuen sich wahrscheinlich darauf, dass der "Iiszauber" wie-
derkommt. Eine ganze Anzahl von Bewohnern hat jetzt schon wieder Bedenken, wenn es 
wieder soweit kommen sollte. Ich bin von der Antwort des Stadtrats formell gesehen be-
friedigt, materiell nur teilweise befriedigt. 
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Traktandum 6 

Anfrage Benita Leitner (Pro Aarau); Situation von mobilitätsbeeinträchtigten Men-
schen in der Stadt Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: An der Einwohnerratssitzung vom 24. Juni 2024 wurde die 
Anfrage von Benita Leitner (Pro Aarau); Situation von mobilitätsbeeinträchtigten Menschen 
in der Stadt Aarau beantwortet. Dazu gab es Zusatzfragen, welche mündlich beantwortet 
werden. 

Silvia Dell'Aquila, Stadträtin: Im Rahmen der Beantwortung dieser Anfrage haben wir 
Nachfragen erhalten. Ich beantworte gerne den ersten Teil hinsichtlich der Ausbildung von 
Bademeisterinnen und Bademeistern. Es sind eigentlich immer Bademeisterinnen und Ba-
demeister vor Ort. Die verschiedenen Schwimmbecken werden auch konstant überwacht. 
Die Unterstützung von mobilitätsbeeinträchtigten Personen kann für einfache Dienstleis-
tungen, wie einsteigen und aussteigen in Anspruch genommen werden. Darüber sind sich 
auch die Bademeisterinnen und Baumeister bewusst. Sie haben aber keine pflegerische Zu-
satzausbildung und auch nicht die Kapazität, eine behinderte Person während eines Ba-
deaufenthalts 1 zu 1 zu betreuen. Es wurde angeregt zu prüfen, ob man einen Gratisein-
tritt für Begleitpersonen gewähren könnte, welche die Betreuung übernehmen könnte. 
Diese Anfrage wird überprüft. 

Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Im Weiteren kam die Frage zu den behindertenge-
rechten Nutzungsmöglichkeiten von Liegenschaften, insbesondere des Zivilstandsamts, 
auf. Es ist so, dass wir die Behindertengerechtigkeit bei den Hauptstandorten unserer Ver-
waltung sichergestellt haben. Im Moment sind wir mittelfristig und langfristig am weiter-
planen, wie sich die Raumbedürfnisse der Verwaltung entwickeln. Wir haben das Projekt 
Smart Work gestartet. Es geht darum, dass wir auch den neuen Arbeitsplatz einrichten. In 
diesem Zusammenhang wollen wir auch die Flächen optimieren. In Zeiten der Home-
Office-Möglichkeiten ist die Situation so, dass in allen Betrieben grosse Teile unserer 
Räumlichkeiten über recht lange Zeit auch leerstehen. Ich habe an der Information für die 
Mitarbeitenden am 12. August darüber informiert, dass wir in diesem Rahmen auch 
schauen werden, dass wir die Standorte wieder konzentrieren können. Wir werden bei-
spielsweise auch darüber nachdenken, hinsichtlich der Optimierungen der Flächen, auch 
das Zivilstandsamt wieder ins Rathaus zurückzunehmen. 

Benita Leitner, Mitglied: Es gibt verschiedene Gesetze auf Bundes- und auch internationa-
ler Ebene, welche eigentlich sagen, dass behinderte Personen uneingeschränkten Zugang 
zu den Dienstleistungen der Stadt haben müssen. In der Beantwortung meiner Anfrage 
wurde das Zivilstandsamt, welches ebenfalls das Bestattungsamt ist, komplett vergessen 
und auch nicht erwähnt. Mit der Anschlussfrage möchte ich wissen, wie diese Hindernisse 
beseitigt werden sollen und in welcher Frist, Ich fände das jetzt bei diesem Verwaltungs-
standort noch spannend, denn gerade beim Bestattungsamt kommen sehr viele Leute vor-
bei, die nicht so mobil und beispielsweise auf ein behindertengerechtes WC angewiesen 
sind. Deshalb wäre wie Zeithorizont wichtig, innerhalb welchem man diese Hindernisse zu 
beheben gedenkt. So war es in der Anfrage auch meine Frage., 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Kann die Anfrage nun als erledigt betrachtet werden oder 
bestehen noch Zusatzfragen? 

Benita Leitner, Mitglied: Konkret würde ich gerne wissen, innert welcher Frist diese Hin-
dernisse beseitigt werden und weshalb das Zivilstandsamt vergessen wurde. 
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Dr. Hanspeter Hilfiker, Stadtpräsident: Das Zivilstandsamt wurde nicht vergessen, Wir 
haben eine Gesamtliste aller genutzten Liegenschaften aufgeführt. Diese ist natürlich viel 
grösser als die Hauptverwaltung. Das Zivilstandesamt ist ein Regionales Zivilstandsamt. 
Wir sind eingemietet. Wir sind jetzt an der Planung und werden im September im Stadtrat 
erste Konzeptionen anschauen. Den genauen Zeitrahmen kann ich aber hier nicht sagen. 
Es wird aber nicht fünf Jahre dauern, bis das realisiert ist. 
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Traktandum 7 

Anfrage Irene Stutz (SP) und Leona Klopfenstein (SP); Medienmitteilung 13.03.2024 - 
Kompromiss Kasernenareal 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 23. März 2024 haben die Einwohnerrätinnen Irene Stutz 
und Leona Klopfenstein, SP, eine Anfrage betreffend "Medienmitteilung 13.03.24 – Kom-
promiss Kasernenareal" eingereicht. 
 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Was ist der Inhalt, bzw. der Wortlaut dieses Kompromisses?(Wer kommt wem in was entge-
gen und bekommt im Gegenzug was?) 

Beim in der Medienmitteilung des Stadtrates vom 13. März 2024 erwähnten Kompromiss 
handelt es sich nicht um einen neuen Kompromiss, sondern um eine bereits im Jahr 2020 
im Rahmen der Erarbeitung des Masterplans verhandelte Lösung. Am 27. Februar 2020 
fand hierzu eine Besprechung auf höchster Ebene unter Leitung von Bundesrätin Viola Am-
herd und weiteren Vertretungen des VBS, des Regierungsrats und des Stadtrats statt. 

Der Masterplan sah im Entwurf vor, dass der gesamte Perimeter des Kasernenareals ab 
2030 einer zivilen Nutzung zugeführt wird. Der Kompromiss beinhaltete die Reduktion der 
heutigen militärischen Nutzung ab 2030 auf folgenden gegenüber heute reduzierten Peri-
meterschutz (gelb markiert): 
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Die weiteren Flächen sollen, wie ursprünglich vorgesehen, einer zivilen Nutzung zugeführt 
werden. 

Der Stadtrat ist auf den Kompromiss eingegangen, da nicht die Stadt, sondern der Bund 
und der Kanton Grundeigentümer dieses Teils des Kasernenareals sind. Eine Öffnung des 
Kasernenareals und eine Entwicklung zu einem Wohn- und Arbeitsquartier wäre ohne Zu-
sammenarbeit mit dem Bund und dem Kanton nicht möglich. 

Frage 2:  
Was hat zu diesem Vorgehen geführt und inwiefern flossen die Wünsche der Bevölkerung 
gemäss Ergebnissen der Mitwirkungsforen ein? 

Das VBS hat bei der Erarbeitung des Masterplans sein generelles Interesse an einer über 
2030 hinausgehenden militärischen Nutzung angemeldet. Es möchte die bestehenden Flä-
chen weiterhin militärisch nutzen, um das Rekrutierungszentrum fortzuführen und das 
Kompetenzzentrum für Militärmusik an diesem Standort zu erhalten. Der Regierungsrat 
hat sich in der Folge für den Verbleib der militärischen Nutzung in Aarau eingesetzt. 

Im nach dem Masterplan erarbeiteten städtebaulichen Richtprojekt inkl. Mobilitätskonzept 
wurde die militärische und zivile Nutzung auf Grundlage dieses Anliegens konkretisiert. 
Das städtebauliche Richtprojekt zeigt auf, dass trotz Perimeterschutz ein attraktives und 
vielseitiges Areal entwickelt werden kann, welches für die Bevölkerung und die Wirtschaft 
zahlreiche Mehrwerte bereitstellt. 

Die Wünsche der Bevölkerung wurden im Rahmen der öffentlichen Foren aufgenommen 
und sind anschliessend in die Verhandlungen zwischen Stadt, Kanton und Bund eingeflos-
sen. Die teilweise auch gegensätzlichen Bedürfnisse der Bevölkerung sind bestmöglich in 
die Planung eingeflossen. 

Frage 3:  
Warum trägt der Stadtrat diesen Kompromiss weiterhin mit? 

Der Kompromiss, die militärische Nutzung auf Teilgebieten des Areals über 2030 hinaus 
weiterzuführen, ist in den "Masterplan Kaserne Aarau" eingeflossen. Dieser wurde durch 
den Stadtrat am 1. März 2021 und durch den Regierungsrat am 17. März 2021 beschlos-
sen. Der Stadtrat steht, wie in der Medienmitteilung vom 13. März 2024 bekräftigt, weiter-
hin hinter diesem Kompromiss, da nur gemeinsam durch Stadt und Grundeigentümer-
schaft getragene Lösungen zu einer Entwicklung führen, welche auch umgesetzt wird. 

Leona Klopfenstein, Mitglied: Für uns waren die Antworten eigentlich klar. Uns ist es 
aber gleich noch wichtig zu sagen, dass wir uns natürlich nach dem langjährigen Mitwir-
kungsverfahren ein anderes Ergebnis gewünscht hätten. Wir hätten uns auch ein wenig 
mehr Mut vom Stadtrat gewünscht, auch wenn uns ganz bewusst ist, wer die Grundeigen-
tümer sind. Der Druck der Foren war ziemlich klar. Ich bin vor der Wand mit diesen Punk-
ten gestanden. Die Leute wollen wirklich die Nutzung ohne das Militär. Diese hätte man 
vielleicht noch mehr mittragen müssen. Wir haben uns aber jetzt als SP städtisch, kantonal 
und national stark gemacht und wir bleiben aber weiterhin dabei. Rekrutieren und Musizie-
ren kann man auch weniger zentral machen. 
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Traktandum 8 

Anfrage Urs Winzenried (SVP); Einhaltung von Fristen bei Anfragen aus dem Einwoh-
nerrat 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 7. Juni 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried (SVP) eine 
Anfrage betreffend Einhaltung von Fristen bei Anfragen aus dem Einwohnerrat eingereicht. 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Warum konnte die einfache Anfrage zum Eisfeld „Iiszauber“ vom 25. Februar 2024 nicht 
innerhalb der Frist von drei Monaten beantwortet werden? 

Infolge der damaligen Auftragslast der Abteilung Sicherheit in Verbindung mit der Pensio-
nierung des Abteilungsleiters und des Abteilungsleiter-Stellvertreters konnte die Anfrage 
nicht fristgerecht beantwortet werden. 

Frage 2:  
Warum wurde das Gesuch um Verlängerung der Beantwortungsfrist an das Ratsbüro erst 
auf meine Nachfrage hin am 3. Juni 2024 und somit erst nach Ablauf der drei monatigen 
Beantwortungsfrist gestellt? 

Die Vorbereitung eines Stadtratsgeschäftes zur Beantwortung einer Anfrage obliegt der zu-
ständigen Fachabteilung. Das revidierte Einwohnerratsreglement wurde am 1. Februar 
2024 in Kraft gesetzt. Die Bestimmung, wonach in Fällen, bei welchen die vorgegebene 
Frist für die Beantwortung einer Anfrage nicht eingehalten werden kann, ein Gesuch um 
Verlängerung der Frist gestellt werden muss, wurde mit dem revidierten Reglement neu 
eingeführt. Es fehlte kurz nach der Inkraftsetzung der neuen Bestimmungen teilweise das 
Bewusstsein, dass rechtzeitig ein Gesuch um Fristverlängerung gestellt werden muss. 

Frage 3:  
Wird bei der Stadtverwaltung bezüglich der Beantwortung von parlamentarischen Vorstös-
sen eine Terminkontrolle geführt? Wenn ja: Durch wen? Wenn nein: Warum nicht? Besteht 
allenfalls ein anderer Kontrollmechanismus? 

Die Einhaltung der Termine obliegt grundsätzlich der Fachabteilung. Für die Geschäfte des 
Einwohnerrats wird ein Geschäftsverzeichnis mit Terminkontrolle durch die Stadtkanzlei 
geführt. 

Frage 4:  
Darf ein Gesuch an das Ratsbüro um Verlängerung der Beantwortungsfrist nach der Mei-
nung des Stadtrates auch erst nach Ablauf der Frist von drei Monaten gestellt werden oder 
muss es zwingend vorher und bis wann spätestens gestellt werden? 

Idealerweise wird ein Gesuch um Fristverlängerung vor Ablauf der Frist gestellt, wenn ab-
sehbar ist, dass die Frist nicht eingehalten werden kann. 

Frage 5:  
Wer entscheidet, ob ein Gesuch um Fristverlängerung an das Ratsbüro gestellt wird? Der 
Stadtrat, ein Abteilungsleiter oder ein Sachbearbeiter? 

Der Entscheid obliegt der Abteilungsleitung, nach Rücksprache mit der Ressortleitung des 
Stadtrats. 
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Frage 6:  
In welcher Form muss das Gesuch um Fristverlängerung an das Ratsbüro gestellt werden? 
Schriftlich, Mail, Telefonisch? 

Muss das Verlängerungsgesuch begründet werden? 

Das Gesuch um Fristverlängerung muss per Mail bei der Stadtkanzlei z.Hd. des Ratsbüros 
eingereicht werden. Dieses muss begründet werden. 

Frage 7:  
Erhält der Anfragesteller Kenntnis vom Verlängerungsgesuch oder zumindest vom Ent-
scheid des Ratsbüros? Wenn nein: Warum nicht?  

Das Ratsbüro hat festgelegt, dass die betroffenen Anfragesteller über den Entscheid des 
Ratsbüros informiert werden. Zudem wird das Einwohnerratspräsidium jeweils an der 
nächsten Sitzung über die gutgeheissenen Verlängerungsgesuche alle Einwohnerratsmit-
glieder informieren. 

Frage 8:  
Wurde die Stadtverwaltung nach dem 1. Februar 2024 über die revidierten Bestimmungen 
des Einwohnerratsreglements instruiert? Wenn ja: In welcher Form? Wenn nein: Warum 
nicht? 

Die Abteilungsleitungen wurden durch Zustellung des Stadtratsbeschlusses vom 11. De-
zember 2023 über die Inkraftsetzung der revidierten Gemeindeordnung sowie des neuen 
Einwohnerratsreglements per 1. Februar 2024 informiert. Der Stadtrat hat zudem mit Me-
dienmitteilung vom 29. Januar 2024 über das bevorstehende Inkrafttreten der revidierten 
Gemeindeordnung öffentlich informiert. 

Frage 9:  
Wie stellt der Stadtrat sicher, dass die Bestimmungen des Einwohnerratsreglements künf-
tig strikte eingehalten werden? 

Die Stadtkanzlei wird die pendenten Vorstösse überwachen und die Termine regelmässig 
kontrollieren. 

Urs Winzenried, Mitglied: Anfangs Februar dieses Jahres sind die Fristen im Einwohner-
ratsreglement Paragraf 43 neu festgelegt worden, In der Regel werden Anfrage an der 
nächsten Sitzung vom Einwohnerrat beantwortet. Ausnahmsweise nach 3 Monaten und als 
Ausnahme der Ausnahme kann eine weitere Verlängerung um 3 Monate, also insgesamt 
auf 6 Monate, vom Ratsbüro bewilligt werden. Leider konnten bereits kurz nach dem in 
Kraft treten dieser neuen Bestimmungen mehrere Anfragen nicht fristgerecht beantwortet 
werden. Nicht an der nächsten Sitzung, nicht innerhalb von 3 Monaten, sondern es war 
eine Verlängerung notwendig. Das ist an und für sich nicht schön, denn das sollte ja die 
Ausnahme der Ausnahme sein. Der Stadtrat begründet die Verzögerung mit dem mangeln-
den Bewusstsein der Verwaltung nach dieser Änderung im Einwohnerratsreglement. Diese 
Begründung wirft nicht gerade ein gutes Licht auf die Verwaltung, in welcher es doch pro-
fessionell zu und hergehen sollte. Man hat gewusst, dass die Fristen neu sind und der 
Stadtrat hat die Abteilungen auch entsprechend informiert. Der Stadtrat erklärt und das ist 
erfreulich, dass die Stadtkanzlei jetzt für alle Geschäfte vom Einwohnerrat ein Geschäfts-
verzeichnis mit einer Terminkontrolle führt. Er verspricht, dass die Stadtkanzlei inskünftig 
sehr genau darauf achten wird, dass die Termine eingehalten werden. Das ist gut und nö-
tig. Der Stadtrat erklärt weiter und das finde ich positiv, dass ein Gesuch um Fristverlänge-
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rung durch die Abteilungen nach Rücksprache mit der Ressortleitung, also dem zuständi-
gen Stadtrat oder der Stadträtin, bei der Stadtkanzlei zuhanden des Ratsbüros gestellt 
werden kann. Die Verlängerung muss aber begründet und per Mail erfolgen. Der Anfrage-
steller muss orientiert werden, wenn ein solches Gesuch gestellt wird, nicht, dass er in der 
Schwebe ist, ob eine Verlängerung beantragt worden ist oder nicht. Der Präsident oder die 
Präsidentin orientiert an der nächsten Einwohnerratssitzung über die Fälle, für welche eine 
Verlängerung beantragt und auch bewilligt wurde. Dann herrscht Klarheit und das macht 
sicher Sinn. Ein wenig irritierend ist für mich die Aussage vom Stadtrat, wonach Gesuch 
um Fristverlängerung, also mit dieser Ausnahme der Ausnahme, idealerweise vor Ablauf 
der Frist gestellt werden müssen. Meines Erachtens müssten die Gesuche um Verlänge-
rung zwingend vor Ablauf der Frist gestellt werden. Sonst wird nämlich die Kompetenz der 
Bewilligungsbehörde ein wenig sinnlos und dann könnten wir uns die ganzen Fristen spa-
ren. Ich denke, das Ratsbüro müsste vor Beginn des Ablaufs einer Frist klären, ob die Frist 
verlängert wird oder nicht. Es kann nämlich auch einmal der Fall sein, dass das Ratsbüro 
die Frist nicht gewährt. Vieles ist gut aufgegleist und ich hoffe, dass es tatsächlich nicht 
mehr vorkommt, dass Anfragen nicht innerhalb der Frist beantwortet werden und dass die 
Ausnahme der Ausnahme, nämlich, dass nach 3 Monaten die Antwort immer noch nicht 
vorliegt, wirklich ganz selten der Fall sein wird. Formal bin ich von der Antwort befriedigt 
inhaltlich mehrheitlich befriedigt. 
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Traktandum 9 

Anfrage Urs Winzenried (SVP); Wie weiter mit den "Seerosen" auf dem Bahnhofplatz 
Aarau 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 19. Juni 2024 hat Einwohnerrat Urs Winzenried eine An-
frage betreffend "Wie weiter mit den "Seerosen" auf dem Bahnhofplatz Aarau eingereicht. 
Die Anfrage kann wie folgt beantwortet werden: 

Frage 1:  
Warum ist auf dem Bahnhofplatz von Aarau zwei Jahre nach der Platzierung des Prototyps 
„Seerose“ noch keine weitere Umsetzung des damals vom Stadtrat von Aarau in den Me-
dien prominent angekündigten Projektes „neue Sitzbänke“ erfolgt? 

Der Prototyp wurde mittels einer Bevölkerungsbefragung validiert, was eine grössere Über-
arbeitung des Prototyps erforderte. Eine neue Farbgebung wurde getestet, Anpassungen 
an der Form erfolgten, neue Elemente wurden entworfen und geprüft. Die Produktion 
nimmt bei Kunststeinarbeiten ebenfalls einige Zeit in Anspruch. Am 20. Juni 2024 erfolgte 
die Aufstellung eines überarbeiteten Ensembles an neuem Mobiliar für den Bahnhofplatz. 

Frage 2:  
Wie ist der Stand des Projektes Sitzbänke „Seerose“ aktuell? Wird das Projekt wie geplant 
weiterverfolgt oder ist das Projekt ganz aufgegeben oder vorerst sistiert worden? 

Das Projekt wird wie geplant weiterverfolgt. Aktuell wird geprüft, ob auf das erste Ensem-
ble, das nun auf dem Bahnhofplatz steht, im nächsten Jahr eine Ergänzung von weiteren 
baugleichen Elementen folgen soll. Der Stadtrat entscheidet bis Ende 2024 über Anzahl 
und Zusammensetzung. 

Frage 3:  
Wenn der Stadtrat am Projekt „Seerose“ festhält: Bis wann spätestens dürfen die Besucher 
und Besucherinnen des Bahnhofs Aarau mit zusätzlichen „Seerosen“ rechnen? Wie viele 
„Seerosen“ werden es sein (17-20 Bänke gemäss Planung?), gibt es Modifizierungen im Ver-
gleich zum bestehenden Prototyp und wie hoch werden die Kosten sein (10`000 Franken 
pro Bank gemäss Planung?)? 

Das aufgestellte Ensemble besteht aus 3 "Seerosen", einem grossen Sitzring und 4 Pflanz-
töpfen. Die genaue Anzahl von weiteren Elementen wird bis Ende Jahr auf Basis der laufen-
den Erfahrungen festgelegt. Die Gesamtkosten der ersten Gruppe mit 8 Elementen umfas-
sen 49'715 CHF inkl. MwSt. und entsprechen somit den prognostizierten Kosten. 

Frage 4:  
Hat der Stadtrat allenfalls alternativ die Platzierung von anderen Sitzgelegenheiten auf 
dem Bahnhofplatz Aarau ins Auge gefasst? Wenn ja: Welcher Art und bis wann? 

Nein. 

Frage 5:  
Ist die Frage der Sitzgelegenheiten auf dem Bahnhofplatz von Aarau für den Stadtrat 
grundsätzlich immer noch von grosser Bedeutung oder erachtet er das bestehende Ange-
bot vorderhand weiterhin als ausreichend und akzeptabel? 

Der Stadtrat misst einer angemessenen Möblierung des Bahnhofplatzes weiterhin hohe Be-
deutung bei. 
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Frage 6:  
Erfüllt der Bahnhofplatz von Aarau nach der Einschätzung des Stadtrates aktuell generell 
die Anforderungen an eine „Visitenkarte der Stadt“ mit einer guten Aufenthaltsqualität? 
Wenn nein: Wo und wann wird der Stadtrat Verbesserungen vornehmen? Welcher Art wer-
den diese Verbesserungen sein? 

Der Bahnhofplatz als zentraler öffentlicher Raum besitzt eine wichtige Funktion und Identi-
tät im Gefüge der Stadt. Seine Aufenthaltsqualität wird durch ganz unterschiedliche und 
zum Teil herausfordernde Faktoren beeinflusst. Adäquates Aussenmobiliar, das den viel-
fältigen und hohen Anforderungen der Örtlichkeit entspricht, leistet einen wichtigen Bei-
trag zur "Visitenkarte" Bahnhofplatz. 

Der Stadtrat hat im Juni 2024 ein Konzept zum verwaltungsübergreifend koordinierten 
Umgang mit öffentlichen Räumen verabschiedet. Dieses sieht vor, neben der verbesserten 
Zusammenarbeit innerhalb der Verwaltung den Dialog mit den relevanten Anspruchsgrup-
pen zu stärken. Das Vorgehen soll anhand eines Pilotbetriebs rund um den Bereich des 
Bahnhofs eingeführt und getestet werden. Sofern die entsprechenden personellen Ressour-
cen mit dem Budget 2025 bewilligt werden, kann 2025 mit der langfristig angelegten Auf-
wertung des öffentlichen Raumes um den Bahnhof angefangen werden. Erste kleinere So-
fortmassnahmen werden bereits 2024 umgesetzt. 

Urs Winzenried, Mitglied: Ich war am Sonntag wieder einmal auf dem Bahnhofplatz und 
habe die neuen, alten neuen Seerosen gesehen Ich danke dem Stadtrat für die Beantwor-
tung der Anfrage. Erstaunlich ist doch, dass der Stadtrat, oder die Stadt generell, zwei 
Jahre gebraucht hat, um aus diesen ersten Versuchen, die erste Seerose, etwas Neues zu 
machen. Wenn man das Neue nun anschaut, muss ich mich schon fragen, ob dafür wirk-
lich zwei Jahre benötigt wurden, um zu diesen Schlüssen zu kommen. Man könnte den la-
teinischen Spruch anwenden: Parturiunt montes, nascetur ridiculus mus, der Berg gebirt 
eine Maus. Man hätte viel schneller eine Lösung finden können. Jetzt sind seit Juni drei 
Seerosen, ein Sitzring und vier Pflanzentöpfe aufgestellt, also nicht viel mehr, als wir vor-
her gehabt haben. Jetzt geht es ein weiteres Halbjahr, bis der Stadtrat entscheidet, ob er 
noch mehr dieser Seerosen anschaffen möchte und allenfalls noch andere Ergänzungen. 
Die Gesamtkosten belaufen sich auf 50’000 Franken. Wenn ich persönlich die Sachen dort 
anschaue, finde ich, dass es sich um einen sehr stattlichen Preis handelt. Es zeigt einmal 
mehr, dass Aarau eine wohlhabende Stadt ist, welche sich das leisten kann. Andere, güns-
tigere Optionen hat der Stadtrat offenbar nicht geprüft. Auch irritierend ist die Bemerkung 
des Stadtrats, dass der Stadtrat langfristig eine Aufwertung des öffentlichen Raums um 
den Bahnhof plant, vorausgesetzt, dass die entsprechenden personellen Ressourcen im 
Budget 2025 bewilligt werden. Meine Anfrage hat sich nur auf die Sitze bezogen, nicht auf 
die allgemeine Sicherheit am Bahnhof. Ich weiss nicht, weshalb der Stadtrat jetzt die allge-
meine Aufwertung des öffentlichen Raums am Bahnhof mit den Sitzgelegenheiten ver-
knüpft. Ob die Seerosen gefallen oder nicht, ist Geschmackssache. De gustibus non est 
disputandum. Über den Geschmack kann man streiten. Mir gefallen sie nach wie vor nicht. 
Es ist nicht viel Anderes, als es am Anfang war. Viele Bürger sind der Meinung, man hätte 
etwas Schöneres realisieren können. Formell bin ich von der Antwort des Stadtrats befrie-
digt. Inhaltlich bin ich von der Antwort nur sehr teilweise befriedigt. 
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Traktandum 10 

Anfrage Vreni Jean-Richard (SP), Leona Klopfenstein (SP), Martina Niggli (Grüne) und 
Christoph Waldmeier (EVP); Workshop "Kundenorientierung" 2023 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 22. Juni 2024 haben die Einwohnerratsmitglieder Vreni 
Jean-Richard (SP), Leona Klopfenstein (SP), Martina Niggli (Grüne) und Christoph Waldmeier 
(EVP) eine Anfrage betreffend Workshop Kundenorientierung eingereicht. 
 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Wieso wurde aus den Rückmeldungen der Bevölkerung geschlossen, dass ein Workshop zur 
Kundenfreundlichkeit eine relevante und effiziente Massnahme ist? Wie viele solcher Rück-
meldungen gab es? 

Die Stadtverwaltung mit ihren Betrieben ist eine breit aufgestellte Dienstleistungsorganisa-
tion. Die Mitarbeitenden stehen in allen Aufgabenbereichen mit der Bevölkerung im Aus-
tausch. Kundenorientierung ist seit vielen Jahren ein Grundanliegen unserer Dienstleis-
tungserbringung. Indikatoren der Kundenorientierung sind u.a. Rückmeldungen aus der 
Bevölkerung über ihre Kontakte mit unserer Verwaltung. Nachdem neben vielen positiven 
gelegentlich auch negative Rückmeldungen über Kontakte mit unseren Abteilungen bei 
Stadtrat und Stadtpräsidium eingegangen sind, wurde 2023 ein Jahresschwerpunkt der 
Kundenorientierung gewidmet. 

Frage 2:  
Wurden die Mitarbeiter*innen gefragt, welche Ressourcen / Infrastruktur / Massnahmen 
sie brauchen würden, um konfliktive Situationen zu vermeiden oder besser zu meistern? 
Und wenn nein, wieso nicht? Wenn ja, welche Bedürfnisse drückten sie aus? 

Im Vordergrund der Kundenorientierung steht nicht eine "konfliktive" Situation, sondern 
eine Grundhaltung im Umgang mit dem Gegenüber aus der Bevölkerung. Diese Grundhal-
tung sollte verwaltungsweit vertieft und gefestigt werden. Entsprechend wurden die Mitar-
beitenden nicht flächendeckend nach Bedürfnissen zur Bewältigung konfliktiver Situatio-
nen befragt. Den Abteilungen steht es aber frei, Angebote zu Themen wie «Deeskalation 
am Arbeitsplatz» zu organisieren oder zu besuchen, sofern Bedarf besteht. So hat z. B. das 
Zivilstandsamt eine vom Verband gemeinsam mit der Kantonspolizei organisierte Schu-
lung zu sicherheitsrelevanten Themen besucht. Als verwaltungsweites Thema hat es sich 
aber nicht aufgedrängt. 

Frage 3:  
Die Workshops waren für alle Mitarbeitenden und Führungspersonen der Stadtverwaltung 
vorgesehen. Wieso wurde gerade dieses Thema verwaltungsweit geschult? Wieso wurden 
nicht auf die Bedürfnisse der Teams zugeschnittene Workshops durchgeführt? (Zum Bei-
spiel zu Deeskalation oder Sicherheit oder Stressprävention). 

Siehe Antwort zur Frage 2. 

Zusätzlich liegen fachspezifische Aus- und Weiterbildungen im Zuständigkeitsbereich der 
Abteilungen. Individuelle, auf die Bedürfnisse der einzelnen Teams zugeschnittene Work-
shops können von den einzelnen Teams jederzeit lanciert werden. Entsprechende Weiter-
bildungskredite stehen zur Verfügung. 
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Frage 4:  
Waren die Stadträt*innen ebenfalls zur Teilnahme eingeladen? Falls nein, wieso nicht? 

Nein, die Workshops waren für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt konzipiert. 

Frage 5: 
Es wurden 20 Workshops durchgeführt, welche Kosten entstanden für die Stadt für die 
Konsulentin? Wie hoch sind die Kosten für die investierte Arbeitszeit der Teilnehmer*innen? 

Die Workshops wurden zu branchenüblichen Tagesansätzen durchgeführt. Für Konzeption 
sowie Vor- und Nachbearbeitung und Spesen sind keine zusätzlichen Kosten entstanden. 
Die externen Kosten betrugen insgesamt 27'800 Franken. Darin enthalten waren auch 
zwei Workshops mit den Abteilungsleitungen. An den 20 Workshops (Dauer je ca. 3 Std.) 
nahmen insgesamt 374 Mitarbeitende teil. Die Mitarbeitenden konnten den Workshop als 
Arbeitszeit verbuchen. 

Frage 6:  
Wieso gab es keine systematische schriftliche Evaluation der Workshops? Ist vorgesehen, 
eine solche nachzuholen (z.B. mit einer Onlineumfrage)? Falls nein, wieso nicht? 

Eine systematische schriftliche Evaluation bei einem einmaligen internen Kurzworkshop ist 
nicht vorgesehen. Rückmeldungen werden jeweils direkt am Ende des Workshops von den 
Teilnehmenden eingeholt und von der Kursleitung festgehalten. 

Verena Jean-Richard-dit-Bressel, Mitglied: Vielen Dank an die Verwaltung für die Beant-
wortung der Anfrage. Die Anfrage wurde schnell beantwortet und wir sind froh darüber. 
Ein bisschen schwieriger verhält es sich beim Inhalt der Antwort. Christian Oehler hat vor-
her das Wort oberflächlich benutzt. Wir haben uns mit den Vorabklärungen viel Mühe ge-
geben, um auch präzise Fragen zu stellen. Die Antworten helfen uns nicht wirklich weiter. 
Das ist eine verpasste Chance. Bei der Frage 1 wollten wir zum Beispiel wissen, auf welcher 
Grundlage die Workshops stattgefunden haben. In der Antwort heisst es, dass es gelegent-
lich negative Rückmeldungen unter vielen positiven gab. Die Frage nach der Anzahl ist 
nicht beantwortet worden. Im Jahresbericht sind alle Indikatoren zu negativen Rückmel-
dungen gleich 0. Zum Beispiel beim Bestattungswesen. Daraus schliessen wir, dass jeden-
falls das Bedürfnis der Bevölkerung offensichtlich recht klein gewesen ist und auch – so-
weit uns bekannt ist – das Wissensbedürfnis der Mitarbeiterinnen für die Workshops. Die 
Frage 2 steht wieder im Konflikt mit der Antwort der Frage 1. Wenn es nur selten negative 
Rückmeldungen gibt, wieso muss dann die Grundhaltung zur Kundenorientierung in der 
ganzen Stadtverwaltung vertieft werden. Es heisst auch, dass es nicht um konfliktive Situa-
tionen geht. Bei der Kundenorientierung geht es ja aber schon darum, dass der Kunde zu-
frieden ist. Dafür wären auch die Ansichten und die Bedürfnisse der Angestellten relevant. 
Diese kennen ja ihre Kundenorientierung oder ihre Kundenbeziehung am besten. Bei der 
Frage 3 erstaunte uns, dass zum Beispiel mit Polizisten und Kulturmitarbeitende so völlig 
unterschiedliche Realitäten miteinander in den Workshops vertreten waren. Wir fänden ei-
gentlich abteilungs- oder sektionsinterne und bedürfnisorientierte Weiterbildungen sinn-
voll. Die Stadträtinnen und Stadträte sollten unserer Ansicht nach mindestens über den In-
halt informiert sein und noch besser sollte auch ihre Stimme gehört werden. Sie sollten bei 
einem solchen Thema zuhören können. Bei den Kosten kann man konservativ etwa von 40 
Franken pro Stunde ausgehen. Dann kommt man für die Workshops auf einen Betrag von 
über 70’000 Franken, die ja gemäss Frage eigentlich gar niemand so richtig wollte. Bei der 
letzten Frage wird alles evaluiert und deshalb ist es für uns nicht ganz nachvollziehbar, 
weshalb das bei so einer solch grossen Übung nicht erfolgt ist. Man hätte ja vielleicht die 
Workshops im Laufe der Zeit auch verbessern können. Wir empfehlen, dass dies noch 
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nachgeholt wird. Beispielsweise in einer Job-Form. Das ist innerhalb von 10 Minuten ge-
macht und verschickt. Es wäre im Interesse der Stadt, die Workshops zu evaluieren und für 
die Zukunft etwas zu lernen. 
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Traktandum 11 

Anfrage Irene Stutz (SP); Wahl neuer Stadtschreiber 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 1. Juli 2024 hat Einwohnerrätin Irene Stutz (SP) eine An-
frage betreffend Wahl neuer Stadtschreiber eingereicht. 
 
Die Anfrage kann vom Stadtrat wie folgt schriftlich beantwortet werden: 

Frage 1:  
Warum wurde die Stelle «Stadtschreiber:in» nicht öffentlich ausgeschrieben? 

Eine Pflicht, die offenen Stellen in der Stadtverwaltung öffentlich auszuschreiben, ist im 
Personalreglement der Stadt Aarau nicht vorgesehen. In § 7 Abs. 2 der für die Stadt Aarau 
subsidiär geltenden kantonalen Personal- und Lohnverordnung ist vorgesehen, dass in 
Ausnahmefällen – zum Beispiel bei internen Besetzungen – eine Stelle nicht ausgeschrie-
ben werden muss. Die vorliegende Situation stuft der Stadtrat aufgrund des bis 2023 be-
stehenden langjährigen Arbeitsverhältnisses mit Marco Salvini als quasi-interne Besetzung 
ein, weshalb er auf eine Ausschreibung verzichtet hat. 

Frage 2:  
Lagen interne Bewerbungen vor? 

Nein 

Frage 3:  
Nach welchen Kriterien entscheidet der Stadtrat, welche Stellen öffentlich ausgeschrieben 
werden? 
 
In aller Regel werden städtische Stellen ausgeschrieben. Auf die Ausschreibung von Stellen 
(auch Kaderstellen) wurde in Einzelfällen dann verzichtet, wenn geeignete interne Bewer-
bungen vorlagen (z. B. Beförderung von bisherigen Stellvertretungen). 

Frage 4:  
Wie stellt der Stadtrat sicher, dass er die Vergabe von Schlüsselstellen in der Stadtverwal-
tung gleich handhabt? 

Die Zuständigkeit des Stadtrats für Stellenbesetzungen beschränkt sich auf die Lohnbän-
der 8 – 10 (Kaderstellen). Die Neubesetzung von Abteilungsleitungen erfolgt jeweils ge-
mäss einem definierten Prozess. Der Stadtrat beschliesst nach einer Kündigung in einem 
ersten Schritt das Vorgehen für die Neubesetzung der vakanten Stelle. Er bildet aus seiner 
Mitte in der Regel jeweils einen Ausschuss für die Prüfung der Bewerbungen. Dieser Aus-
schuss stellt dem Gesamtstadtrat Antrag für die Stellenbesetzung. 

Irene Stutz, Mitglied: Herzlichen Dank für die Antworten auf meine Fragen. "Quasi intern", 
diesen Begriff habe ich dabei neu gelernt. Ich und wir von der SP finden, dass alle Stellen 
ab einer bestimmten Lohnklasse öffentlich ausgeschrieben werden sollten. Wir werden 
eine entsprechend Motion einreichen. Wir sind der Meinung, dass damit die Vielfalt und 
die Breite von städtischen Mitarbeitenden erhöht werden kann und meinen damit auch 
Chancengleichheit, Rechtsgleichheit, Transparenz oder Förderung von Geschlechterdurch-
mischung. Als Unternehmerin weiss ich natürlich, wie schwierig es sein kann und wie 
schnell man manchmal sein muss, um die wirklich guten Leute zu bekommen. Das hat der 
Stadtrat ja jetzt geschafft. Ich möchte auch heute noch einmal betonen, dass es mir rein 
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um die Formsache in dieser Geschichte geht. Ich gratuliere Marco Salvini herzlich auch an 
dieser Stelle noch einmal zur neuen Stelle. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich informiere als Einwohnerratspräsidentin noch über die 
Fristverlängerungen, welche das Büro gewährt hat. Es handelt sich um die Anfragen 
  
 Urs Winzenried (SVP); Zukunft der Stadtpolizei Aarau nach der Ablehnung einer Ein-

heitspolizei im Kanton Aargau durch den Grossen Rat 
 Christoph Müller (SVP); Geheimniskrämerei und Desinformation im Zusammenhang mit 

der Aktion Mobility-Gutscheine 
 Christoph Müller (SVP); Sammlung von Altpapier und Altkarton wirklich optimiert oder 

fürs «gute Gewissen» getrennt? 
 Christoph Müller (SVP); Anfrage Christoph Müller (SVP); Begegnungsorte / MONAMO 

Aarau - Verschwendung von Steuergeldern? 
 
Das Ratsbüro muss sich auch zuerst an die Praxis der Fristerstreckungen gewöhnen. 
Grundsätzlich bin ich aber der Ansicht, dass eine Fristerstreckung einfach noch innert 
Frist gestellt werden müsste. Wenn das Büro eine Fristerstreckung ablehnt, müsste 
eine äussert kurze Nachfrist gesetzt werden. 
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Traktandum 12 

Leichtathletik-Stadion, Erneuerung; Projektierungskredit 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 13. Mai 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat bewilligt den Projektierungskredit für die Erneuerung des Leichtathle-
tikstadions in der Höhe von 750’000 Franken inklusive 8.1 Prozent MwSt.  zuzüglich teue-
rungsbedingter Mehrkosten. 

Zu diesem Geschäft liegt folgender 

Rückweisungsantrag der SVP 

vor: 

Das Geschäft Leichtathletikstadion, Erneuerung Projektierungskredit, sei an den Stadtrat 
zurückzuweisen. Der Stadtrat wird beauftragt abzuklären, welche Synergien sich durch 
eine zeitlich sinnvoll aufeinander abgestimmte Planung von Projekten für das Schwimm-
bad, die Rasenfelder Fussball und das Leichtathletikstadion realisieren lassen. Der Stadt-
rat erstattet Bericht über die Erkenntnisse und legt in einer Neuauflage des Projektierungs-
kredits dar, wo, wie Synergien genutzt werden können, respektive begründet ausführlich 
und schlüssig, weshalb darauf zu verzichten ist. 

Wir werden jetzt zuerst im Rat den Rückweisungsantrag behandeln und darüber abstim-
men. Wenn es keine Rückweisung dieses Geschäfts gibt, treten wir materiell darauf ein. 
Dann folgt das Referat der FGPK. Ich übergebe das Wort an Christoph Müller für die Be-
gründung des Rückweisungsantrags. 

Christoph Müller, Mitglied: Die SVP-Fraktion stellt den Antrag, dass der Projektierungs-
kredit zwecks weiterer Abklärungen zurückgewiesen wird. Es geht uns nicht darum, die 
dringend notwendige und unbestrittene Sanierung des Leichtathletikstadions zu verzögern 
oder gar zu verhindern. Wir sind enttäuscht, dass man offensichtliche Synergien aus die-
sen drei Sportstätten, welche in direkter Nachbarschaft liegen, nicht wirklich nutzen will, 
um einerseits die Kosten zu reduzieren oder mit dem gleichen Geld mehr herausholen zu 
können. Das Schwimmbad, die Rasenfelder Fussball und das Leichtathletikstadion sind 
wirklich direkt benachbarte Sportstätten. Es ist für unsere Fraktion nicht vorstellbar, dass 
es diesbezüglich nicht gewaltige Synergien gibt, welche man auch bei der Planung wahr-
scheinlich erkennen würde. Es muss Synergien geben bei der Nutzung und sicher dann 
auch beim Unterhalt dieser Infrastruktur. Es geht ja beim Leichtathletikstadion nicht nur 
um die Erneuerung einer Tartanbahn, sondern auch um Garderoben. Dort ist der Nachfra-
gedruck sehr hoch. Es geht um Theorieräume, um Trainingsräume, sanitäre Anlagen, Par-
kierungsanlagen und Gastronomie. Der Schwimmclub Aarefisch trainiert ja nicht nur im 
Wasser. Er hat bestimmt auch Bedarf an Theorieräumen. In der Botschaft des Stadtrats lese 
ich das Wort Schwimmbad aber eigentlich nur im Zusammenhang mit Parkplätzen. Die Er-
wähnung von anderen Synergien fehlt. Die Begründung, weshalb man das Projekt Erneue-
rung Leichtathletikstadion ohne saubere Abklärung der möglichen Synergien weiterlaufen 
lassen möchte, sind für uns nicht wirklich einleuchtend und nachvollziehbar. Mit der Aus-
sicht, dass der finanzielle Spielraum für die Stadt auch in Zukunft wieder ein wenig enger 
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sein könnte, wäre es unserer Meinung nach mehr sinnvoll, man würde jetzt in der Pla-
nungsphase das gesamte Synergiepotenzial seriös abklären, erfassen und die gewonnenen 
Erkenntnisse schlussendlich auch in die Planung der Projektierung einfliessen lassen. Eine 
sequenzielle Durchführung dieser Planungsphase, wie das jetzt vom Stadtrat vorgeschla-
gen wird - also zuerst die Projektierung Leichtathletikstadion und dann irgendeinmal spä-
ter die Projektierung Rasenfelder Fussball – limitiert unserer Meinung nach das Potenzial 
für Synergien gewaltig. Es führt zu unnötig hohen Kosten und Doppelspurigkeiten etc. Wer 
schon einmal selbst gebaut hat oder schon einmal in einem Bauprojekt involviert war, 
weiss ganz genau, je später man am Projekt eine Änderung vornimmt, desto teurer wird 
es. Grundsätzlich sind wir uns wahrscheinlich alle einig, dass Handlungsbedarf besteht. 
Ich denke aber, dass alle der Meinung sind, dass es dabei Synergien geben muss. Wir ver-
treten die Meinung, dass man nur mit einer abgestimmten Planung die Möglichkeit hat, 
die Kosten in einem akzeptablen Bereich zu halten und trotzdem – und das müsste nicht 
nur im Interesse der Stadt, sondern auch der Clubs sein - das Maximum herauszuholen. 
Unserer Meinung nach ist die abgestimmte Planung nur möglich, wenn wir jetzt den Pro-
jektierungskredit deutlich zurückweisen und dem Stadtrat einen klaren Auftrag erteilen, 
die Synergien abzuklären. 

Samir Hertig, Mitglied: Zum Rückweisungsantrag an und für sich finde ich, ist die Begrün-
dung bereits vorher geliefert worden, weil die Sanierung nicht nur notwendig, sondern 
dringend ist. Deshalb unterstützen wir von unserer Fraktion das Projekt auch mit dem 
jetzt vorgesehenen Zeitplan. Ich glaube, der Hintergrund ist allen bekannt, dass nicht nur 
die Kapazitäten bereits jetzt aus allen Nähten platzen, sondern das Projekt auch dem 
prognostizierten Bedarf gerecht werden kann. Deshalb ist die Sanierung eben dringend. 
Wenn man jetzt dem Rückweisungsantrag folgen würde, könnte der zeitliche Rahmen 
nicht mehr eingehalten werden. Das ist für uns keine Option. Wir verstehen aber grund-
sätzlich die Motivation hinter dem Rückweisungsantrag und teilen selbstverständlich auch 
das Anliegen, dass das gewaltige Synergiepotenzial, so weit wie möglich, auch genutzt 
werden soll. Dass man bei dieser Umsetzung auch möglichst effizient, kostenfreundlich 
und bedürfnisgerecht vorgeht, ist auch unser Anliegen. Wir sind aber der festen Überzeu-
gung und haben auch das entsprechende Vertrauen in die Verwaltung, dass die angespro-
chene Potenzialnutzung so oder so im Interesse aller Verantwortlichen liegt und dass auch 
alle Begebenheiten, so wie sie jetzt vorliegen, in die Planung mit einbezogen werden, was 
ja auch in der Botschaft eigentlich ausdrücklich erwähnt ist. Aber natürlich möchten wir 
auch an dieser Stelle den Stadtrat nochmals formell einladen, dass das Synergiepotenzial 
möglichst gut abgeklärt wird. Wirksam zusätzlich auch noch mit dieser zeitlichen Verzöge-
rung der verschiedenen Projekte mit dem Schwimmbad und der Fussballsportanlage, weil 
das doch auch grössere Projekte sind. Vor allem aber auch eine Chance ist, dass man zeit-
lich verzögert auf die gewonnenen Erkenntnisse reagieren und entsprechende Projekte 
entsprechend anpassen oder auch redimensionieren könnte. Gemäss unserer Ansicht limi-
tiert das gestaffelte Vorgehen nicht per se das Potential für Synergien, sondern bietet so-
gar noch zusätzliche Chancen, um reagieren zu können. 

Susanne Klaus-Günthart, Mitglied: Die grüne Fraktion wird den Rückweisungsantrag der 
SVP auch nicht unterstützen. Das hat zwei Gründe. Erstens wird in naher Zukunft die 
Machbarkeitsstudie für die Fussball-Infrastruktur vorliegen und für uns reicht diese aus, 
um daraus Erkenntnis zu ziehen, wo die Synergien zu planen sind. Auch für uns ist wich-
tig, dass möglichst viele Synergien genutzt werden. Wir haben auch das Vertrauen in die 
Stadt, dass sie ihre Verantwortung wahrnimmt und die Aufgabe seriös löst. Der zweite 
Grund liegt darin, dass das Land, auf dem die neue Fussballinfrastruktur geplant ist, der 
Ortsbürgergemeinde gehört. Es ist unklar, ob es diesbezüglich Widerstand gibt und wel-
che Auswirkungen ein solcher haben könnte, vor allem hinsichtlich von Verzögerungen. 
Wir wollen aber keine Verzögerungen. Wir möchten, dass das Leichtathletikstadion mög-
lichst schnell saniert wird. 
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Beatrice Klaus, Mitglied: Die SP-Fraktion ist natürlich auch der Meinung, dass es Syner-
gien bei der Infrastruktur braucht und beispielsweise ein Kraftraum ausreicht. Es ist doch 
durchaus möglich, dass bei einer späteren Planung der Fussball-Infrastruktur, die Ortsbür-
gergemeinde – welche ja eine Playerin ist – das Projekt bremsen könnte. Die Möglichkeiten 
der gemeinsamen Nutzung im Leichtathletikstadion sollen berücksichtigt werden. Wir wer-
den deshalb einstimmig gegen die Rückweisung des Geschäfts an den Stadtrat stimmen. 

Stefan Zubler, Mitglied: Auch die FDP-Fraktion unterstützt das vorliegende Geschäft und 
wird den Rückweisungsantrag ablehnen. Der Bedarf für die Sanierung des Leichtathle-
tikstadions ist aus unserer Sicht, wie in der Botschaft dargelegt, offensichtlich. Natürlich 
sind auch wir daran interessiert, dass die grösstmöglichen Synergien mit dem Projekt 
Fussball-Infrastrukturen und auch mit dem Schwimmbad genutzt werden. Wie gewaltig die 
Synergien sind, kann ich jetzt spontan nicht abschätzen. Wir reden ja nicht, wie zum Bei-
spiel in der Obermatte, von einem Gebäude für mehrere Sportarten, sondern es sind meh-
rere Anlagen für mehrere Sportarten in direkter Nachbarschaft. Aber natürlich wird es da-
bei gewisse Synergien geben. Wir sind aber ebenfalls überzeugt, dass unter anderem mit 
einem GESAK schon vieles niedergeschrieben worden und in die Bedürfnisse eingeflossen 
ist. Das sollte doch eine gute Grundlage sein, um gewisse Synergien vorwegnehmen zu 
können und das Projekt nicht zurückgesteckt werden muss. 

Suzanne Marclay-Merz, Stadträtin: Herzlichen Dank für die grundsätzlich gute Aufnahme 
des Geschäftes. Im Namen des Stadtrats empfehle ich Ihnen, den Rückweisungsantrag ab-
zulehnen, Wir sind natürlich selbstverständlich daran, die Synergien optimal zu prüfen und 
zu nutzen. Um aber genau abklären zu können, welche zusätzlichen Infrastrukturen auf 
dem Leichtathletikareal für andere Sportarten, wie insbesondere dem Fussball oder dem 
Schwimmen möglich sind, müssen wir jetzt aber in die Projektierung gehen. Es muss ge-
prüft werden, was in diesem Gebäude realisiert werden kann. Wie viele Garderoben kön-
nen wir beispielsweise zusätzlich für den Fussball hineinpacken? Aufgrund des GESAK 
rechnen wir im Bereich des Fussballs mit 10 zusätzlichen Garderoben, welche nötig sind. 
Das Ziel soll ja sein, den Fussabdruck auf dem ganzen Areal klein zu halten, damit man 
südlich der Schwimmbadstrasse eben nicht noch zusätzlich grosse Garderobengebäude 
bauen muss. Um mit einer gesicherten Ausgangslage in den nächsten Schritt des Fussballs 
gehen zu können, müssen wir die Projektierung jetzt wirklich ernsthaft in Angriff nehmen. 
Wie richtig erwähnt wurde, ist der zweite Mitwirkungsanlass für die Fussballinfrastruktur 
am 14. Oktober geplant. Kurz vorher wird die Machbarkeitsstudie dem Stadtrat vorgelegt. 
Wir werden nachher dann mit der Planung der Projektierung für den Schachen beginnen. 
Es ist das Ziel, im Juni 2025 an die Ortsbürgergemeindeversammlung zu gelangen. Bis da-
hin müssten wir natürlich auch schon Antworten haben, welche dieser Bedürfnisse, die wir 
auch im Bereich des Fussballs abdecken möchten, allenfalls im Leichtathletikstadion unter-
gebracht werden können. Formell muss ich aber auch darauf hinweisen, dass wir die bei-
den Projekte abgrenzen müssen. Wir können jetzt keine komplette Verschmelzung vorneh-
men und einen Kredit für die gesamten Anlagen sprechen. Das wäre juristisch proble-
matisch. Die Synergien werden jedenfalls genutzt. Diese Tatsache geht aus der Botschaft 
hervor. Beispielsweise ist der Ziffer 3.3 zu entnehmen, dass eben die Synergien nicht nur 
bei den Parkplätzen, sondern auch beim Kraftraum, bei Trainingsräumen, bei Instruktions-
räumen, für alle Sportarten geprüft und möglichst genutzt werden. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir kommen zur 

Abstimmung 

über den Rückweisungsantrag der SVP 
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Beschluss 

Der Rückweisungsantrag der SVP wird mit 7 Ja-Stimmen gegen 39 Nein-Stimmen abge-
lehnt. 

Wir treten materiell auf das Geschäft ein. Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 
13. August 2024 geprüft. Das Kommissionsreferat hält Susanne Klaus-Günthart. 

Susanne Klaus Günthart, Mitglied: Die FGPK hat sich am 13. August 2024 mit dem Pro-
jektierungskredit für die Erneuerung des Leichtathletikstadions auseinandergesetzt. Als 
Auskunftspersonen sind uns Frau Stadträtin Suzanne Marclay-Merz und Herr Bernhard 
Gaul, Projektleiter Sektion Hochbau, zur Verfügung gestanden. Einleitend haben die Aus-
kunftspersonen informiert, dass aufgrund einer Machbarkeitsstudie drei Varianten denk-
bar sind, um die Erneuerung zu machen. Vorgeschlagen wird die Variante Neubau als Auf-
stockung des bestehenden Leichtathletikgebäudes, mit der Begründung, dass diese 
Variante der kleinste ökologische Fussabdruck aufweist und kein Hochwasserkonzept not-
wendig ist. Die Auskunftspersonen informieren weiter, dass auch die Erweiterung der 
Fussball-Infrastruktur im Schachen in Arbeit ist. Gemeinsame Synergien von Leichtathletik, 
Fussball und auch des benachbarten Schwimmclubs sollen dabei berücksichtigt werden, 
Dies zum Beispiel mit einem gemeinsamen Kraftraum, einer Cafeteria, Sitzungs- und Theo-
rieräumen etc. In der anschliessenden Beratung der Botschaft möchte die Kommission wis-
sen, ob während der Umbauphase die Anlage genutzt werden kann und ob allenfalls Provi-
sorien vorgesehen sind. Die Auskunftspersonen erläutern, dass eine vollumfängliche 
Nutzung während der Bauzeit nicht möglich ist. Es gibt aber kein Budget für Provisorien. 
Das Gespräch mit den Vereinen wird aber gesucht. Aus der Mitte der Kommission wird 
festgehalten, dass das Projekt sehr grosszügig ist und eine schlankere Lösung möglich 
sein muss. Zudem erkundigte man sich, weshalb das Leichtathletikstadion und die Fuss-
ballinfrastruktur nicht gleichzeitig realisiert werden. Somit könnte man die Synergien bes-
ser planen. Die Auskunftspersonen weisen darauf hin, dass die weitere Planung bei der 
Fussballinfrastruktur sensibler ist als beim Leichtathletikstadion, weil das Grundstück der 
Ortsbürgergemeinde gehört. Der Stadtrat möchte deshalb das Projekt nicht zurückstellen. 
Der Stadtrat informiert weiter, dass die Machbarkeitsstudie für die Fussballinfrastruktur 
ca. im Oktober 2024 vorliegen wird. Dann weiss man genauer, welcher Raumbedarf für 
den Fussball besteht und welche Synergien genutzt werden können. Weiter will die Kom-
mission wissen, ob die allgemeinen Räume, wie der Kraftraum und die Aufenthaltsräume, 
auch durch andere Vereine genutzt werden können. Die Auskunftspersonen teilen uns mit, 
dass die allgemeinen Räume bei Bedarf auch von anderen Vereinen benützt werden kön-
nen. Die Vergabe erfolgt dann analog einer Hallenbenutzung. Aus der Reihe der Kommis-
sion wird der Wunsch geäussert, dass ein Teil der Garderoben für die Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht wird. Laut Auskunftspersonen ist geplant, dass zwei Garderoben der 
Öffentlichkeit zur Verfügung stehen. Allgemein halten die Auskunftspersonen in Bezug auf 
die Garderoben fest, dass im Leichtathletikstadion nicht genügend Garderoben für Leicht-
athletik und Fussball gebaut werden können. Im Rahmen der Projektierung wird aber 
nochmals geprüft, was möglich ist. In der Schlussdiskussion sind von Seiten der Kommis-
sion zwei unterschiedliche Haltungen zur Realisierung des Projekts im Zentrum gestanden. 
Einerseits ist festgehalten worden, dass die beiden Projekte, Leichtathletikstadion und 
Fussballinfrastruktur, zusammengelegt werden sollen und der Projektierungskredit somit 
zu früh beantragt wird. Andererseits wird die zeitgleiche Realisierung des Leichtathle-
tikstadions und der Fussballinfrastruktur nicht unbedingt als notwendig erachtet. Man 
muss aber bei der Realisierung des ersten Projekts wissen, welche Bedürfnisse insgesamt 
bestehen und dafür braucht es eine Gesamtschau. Auch mit Einbezug des Schwimmclubs. 
In der Schlussabstimmung hat die Kommission dem Projektierungskredit mit 10 zu 1 
Stimme zugestimmt und empfiehlt somit dem Einwohnerrat, das Geschäft anzunehmen. 
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Stefan Zubler, Mitglied: Dass wir das Geschäft unterstützen, habe ich bereits erwähnt. Wir 
würden dem Stadtrat und der Verwaltung aber gerne noch drei Punkte für das Projekt mit 
auf den Weg geben. Als erstes möchten wir uns dafür aussprechen, dass bereits im Vor-
projekt die sechs zusätzlichen Garderoben gemäss Machbarkeitsstudie fix eingeplant und 
mit dem Baukredit beantragt werden. Schon heute besteht ein sehr grosser Bedarf an zu-
sätzlichen Garderoben, insbesondere bei den Fussballplätzen. Die kurze Distanz zwischen 
Fussballplatz und dem Leichtathletikstadion ist den Spielerinnen und Spielern sicher zuzu-
muten. Als zweites möchten wir beliebt machen, dass, wenn möglich, ein Teil der Gardero-
ben auch der Öffentlichkeit zur Verfügung steht. Insbesondere in den wärmeren Monaten 
sind im umliegenden Aare-Raum viele Leute unterwegs und joggen, schwimmen oder betä-
tigen sich sonst irgendwie sportlich. Als letztes möchten wir darauf hinweisen, dass aktu-
ell bekannterweise nur nationale Juniorenwettbewerbe im Leichtathletikstadion durchge-
führt werden können. Wenn wir schlussendlich gut 9 Millionen Franken für eine Total-
sanierung ausgeben, dann wäre unsere Erwartung, dass in Zukunft auch nationale Wett-
kämpfe von Erwachsenen stattfinden können. Das beginnt offensichtlichen bei der Tartan-
bahn und der korrekten Platzierung eines Wassergrabens. Wir möchten die Verwaltung 
aber auch auffordern, sich bei den Planungsarbeiten mit dem BTV Aarau und anderen Sta-
keholdern auszutauschen, damit in Zukunft erfolgreiche Anlässe im neuen Leichtathle-
tikstadion durchgeführt werden können. Die zeitgemässe Infrastruktur soll sowohl Athle-
tinnen und Athleten wie aber auch den Zuschauerinnen und Zuschauern zugutekommen. 
Die FDP-Fraktion unterstützt den Projektierungskredit. 

Susanne Klaus Günthart, Mitglied: Die grüne Fraktion steht vollkommen hinter der Sanie-
rung des Leichtathletikstadions. Nach 41 Jahren ist es jetzt mehr als Zeit, dass der erfolg-
reiche BTV Aarau eine neue Infrastruktur bekommt. Wir möchten einmal betonen, dass wir 
die Entscheidung des Stadtrats, den Neubau auf das bestehende Fundament zu bauen, gut 
finden. Einerseits ist der ökologische Fussabdruck gering und es werden so voraussichtlich 
auch keine Altlasten zum Vorschein gekommen. Wir unterstützen die Zusammenarbeit der 
Stadt mit den verschiedenen Playern, wie dem BTV Aarau, dem FC Aarau, dem Aarefisch, 
aber auch der Volksschule, denn diese braucht die Anlage für den Schulunterricht auch re-
gelmässig. Es ist wichtig, dass das vorhandene Knowhow abgeholt wird. Nur so können 
auch Fehlplanungen vermieden werden. Ein gutes Beispiel ist, dass man vor 41 Jahren den 
Wassergraben für den Stapellauf auf der falschen Seite der Rundbahn gebaut hat. Das gilt 
es jetzt zu korrigieren. Mit der neuen Anlage sollte es wirklich möglich sein, auch grosse 
wichtige Wettkämpfe, wie zum Beispiel eine Schweizermeisterschaft für die Aktiven, durch-
zuführen. Deshalb ist es wichtig, dass man die Fachleute abholt. Zum Schluss möchten wir 
für die Projektierungsphase noch etwas mitgeben, das den Grünen sehr wichtig ist. Es 
geht um die Beleuchtung. Wir finden es wichtig, dass auch darauf geachtet wird, dass die 
neuen Lichter so gestaltet werden, dass die umliegende Natur so wenig wie möglich ge-
stört wird. Die Grüne Fraktion wird dem Projektierungskredit einstimmig zustimmen und 
wir freuen uns auf die neue Anlage. 

Samir Hertig, Mitglied: Von unserer Fraktion gibt es eigentlich inhaltlich nichts mehr wei-
ter hinzuzufügen. Wir möchten aber den Stadtrat noch einmal darauf hinweisen, dass ge-
rade auch der Bedarf an öffentlichen sanitären Anlagen im Aare-Raum gegeben ist und 
dass das wirklich auch eine Möglichkeit ist, um die bestehende Sportinfrastruktur zu ent-
lasten, indem man die Garderoben einfach auch der Öffentlichkeit zur Verfügung stellt, 
natürlich unter gewissen Zeiten und gewissen Bedingungen. Das ermöglicht dann auch 
eine entsprechende Nutzung, nicht nur von Sportvereinen, sondern auch sonst von Leuten, 
welche sich an und um die Aare bewegen. Schön, dass sich alle so einig sind, dass die Not-
wendigkeit für die Sanierung gegeben ist. 
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Beatrice Klaus, Mitglied: Es gibt Zahlen, die dazu führen, dass ich mich beinahe ein wenig 
alt fühle. Eine davon ist 1983. Ich bin als Tochter eines ehemals aktiven Leichtathleten und 
Leichtathletiktrainers und einer Mutter, welche an Anlässen jahrzehntelang das Beizli im 
Stadion geführt hat, irgendwie ein wenig in diesem Stadion aufgewachsen. Ich kann mich 
gut daran erinnern, wie es vor 41 Jahren in der jetzigen Form eingeweiht worden ist. Ich 
hoffe, ich habe mich besser gehalten, als die Infrastruktur im Schachen. Diese ist nämlich 
in einem lausigen Zustand und es braucht dringend eine Erneuerung. Auch wenn die 
Leichtathletik in der Öffentlichkeit nicht so viel Beachtung findet wie der Fussball, darf 
nicht vergessen gehen, dass die Frauen des BTV Aarau in der ersten Nationalliga sind und 
die Männer doch immerhin in der zweiten. Der BTV Aarau hat in diesem Jahr dann auch 
eine Olympiateilnehmerin hervorgebracht. Ausserdem ist eine gute Infrastruktur im Leicht-
athletikstadion auch für die Schulen wichtig. Wir werden deshalb einstimmig dem Projek-
tierungskredit für die Erneuerung des Leichtathletikstadions zustimmen. 

Christoph Müller, Mitglied: Ich möchte einfach klarstellen, dass wir auf keinen Fall eine 
Vermischung von Projekten gefordert haben. Wir haben darum gebeten, dass man die Sy-
nergien gut abklärt. Die SVP-Fraktion wird bei diesem Projektierungskredit geschlossen 
nein stimmen. Es ist kein nein gegen die Erneuerung des Stadions, aber es ist ein nein ge-
gen das gestaffelte Vorgehen. 

Suzanne Marclay-Merz, Stadträtin: Ich möchte noch einmal für die sehr gute Aufnahme 
des Projektes danken. Ich möchte einfach noch einen Hinweis an meinen Vorredner bezüg-
lich Synergienutzung geben. Wenn wir jetzt das Projekte zurückstellen würden, so wie es 
gefordert wird, würden wir mindestens ein Jahr verlieren, weil wir dann erst nach der Orts-
bürgergemeindeversammlung 2025 überhaupt wissen, ob das Projekt im Schachen weiter-
geht. Erst dann könnten wir beginnen zu projektieren. Wir würden also wertvolle Zeit ver-
lieren, welche wir jetzt nutzen können, um auch für das andere Projekt eine geordnete 
Ausgangslage und gesicherte Grundlagen zu schaffen. Die Synergien, die genutzt werden 
sollten, haben wir zum Teil auch bereits mit eingeplant. Das sind eben die sechs zusätzli-
chen Garderoben, die in das Projekt einfliessen sollen. Es wäre sogar das Ziel, vielleicht 
noch mehr Garderoben in das Leichtathletikstadion einzubauen. Die Garderoben für die 
Öffentlichkeit sind ebenfalls im Projekt vorgesehen. Der Wassergraben ist im Moment 
falsch. Das werden wir selbstverständlich auch in enger Abstimmung mit dem BTV korrekt 
lösen. Wir sind wirklich mit diesen Vereinen sehr eng vernetzt, um auch wirklich eine An-
lage bauen zu können, welche nachher auch entsprechend gut genutzt werden kann, wenn 
man schon so viel Geld investiert. Auch bei der Beleuchtung mit moderner LED-Beleuch-
tung kann der Lichtsmog natürlich bestmöglich reduziert werden. Auch das wird nachher 
ein Vorteil sein, nicht nur für die Natur, sondern auch für die Anwohnerinnen und Anwoh-
ner. In diesem Sinn danke ich im Namen des Stadtrats für die gute Aufnahme und emp-
fehle Ihnen nochmals die Annahme des Projektierungskredites. 

Christoph Müller, Mitglied: Wir haben eine mögliche Verzögerung auch diskutiert. Wir ha-
ben uns aber einfach gefragt, weshalb man, nachdem die Machbarkeitsstudie im Februar 
2021 vorgelegen ist, eigentlich nichts gemacht hat. Vielleicht haben wir das nicht begrif-
fen. Vielleicht hat man drei Jahre lang gearbeitet. Ich bin aber einfach ein wenig erstaunt, 
dass man sich jetzt plötzlich beeilen muss und man vorher drei Jahre lang eigentlich 
nichts gehört hat. 

Suzanne Marclay-Merz, Stadträtin: Ich kann diesen Einwand gut nachvollziehen. Es war 
tatsächlich so, dass man damals davon ausgegangen ist, dass eine Sanierung möglich ist. 
Man hat dann aber festgestellt, dass eine Totalerneuerung notwendig ist und der Finanz-
bedarf sehr viel höher ist. Deshalb wurde das Projekt, auch aus Kapazitätsgründen, zu-
rückgesetzt. Jetzt ist es aber höchste Zeit, um es wirklich in Angriff zu nehmen.  
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Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem das Wort nicht weiter gewünscht wird, gelangen 
wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 39 Ja-Stimmen gegen 7 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der Einwohnerrat bewilligt den Projektierungskredit für die Erneuerung des Leichtathle-
tikstadions in der Höhe von 750’000 Franken inklusive 8.1 Prozent Mehrwertsteuer, zu-
züglich teuerungsbedingter Mehrkosten. 

 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 13 

Zusatzkredit für den Ersatz der Kanalisationsleitung für das Schwimmbad und das 
Leichtathletikstadion im Schachen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 17. Juni 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 190’000 Franken für den 
Ersatz der Kanalisationsleitung für das Freibad und das Leichtathletikstadion im Schachen 
Aarau. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 13. August 2024 geprüft und stellt dem 
Einwohnerrat einstimmig den Antrag, das Geschäft sei zu genehmigen. Kommissionsspre-
cher ist Matthias Zinniker. 

Matthias Zinniker, Mitglied: Der FGPK sind zu diesem Geschäft Stadträtin Silvia Dell' 
Aquila und Regina Wenk, Leiterin Werkhof, als Auskunftspersonen zur Verfügung gestan-
den. Der Zusatzkredit für den Ersatz der Kanalisationsleitung für das Schwimmbad und 
das Leichtathletikstadion im Schachen braucht es, weil sich die Kostenannahmen im Vor-
projekt nicht bestätigt haben. Einerseits wird eine Frei-Spiegelleitung und keine Pump-Vari-
ante erstellt, andererseits ist man unerwartet auf Altlasten gestossen, welche entsorgt wer-
den müssen. Es handelt sich um Arbeiten, die im Vorprojekt eben nicht enthalten gewesen 
sind. Die FGPK beantragt dem Einwohnerrat einstimmig, den Zusatzkredit von 190’000 
Franken zu genehmigen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Da das Wort nicht verlangt wird, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 190’000 Franken für den 
Ersatz der Kanalisationsleitung für das Freibad und das Leichtathletikstadion im Schachen 
Aarau. 

 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 14 

Verstetigung Mobile Altersarbeit (MoA) als gesamtstädtisches Angebot ab 2025 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 24. Juni 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat folgernden 

Antrag 

Der Einwohnerrat bewilligt die über drei Jahre etappierte Verstetigung des Arbeitsbereichs 
Mobile Altersarbeit MoA mit jährlich wiederkehrenden Kosten von 295'000 Franken im 
Jahr 2025, 345'000 Franken im Jahr 2026 respektive 395'000 Franken ab 2027. 
 
Ich schlage vor, dass wir uns zuerst das Referat der FGPK zum Gesamtgeschäft anhören. 
Dann könnte der Antrag begründet werden und anschliessend steigen wir in die Diskus-
sion ein. Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 13. August geprüft. 

Urs Winzenried, Mitglied: Die FGPK hat am 13. August intensiv aber auch kontrovers über 
das Geschäft diskutiert. Als Auskunftspersonen standen Stadträtin Angelica Cavegn Leit-
ner und Frau Cécile Neuenschwander als Koordinatorin zur Verfügung. Einleitend haben 
die Auskunftspersonen folgende Aussagen gemacht: Die Idee dieser mobilen Altersarbeit 
MoA existiert seit dem Jahr 2014 und ab 2019 hat Aarau am Projekt Sozius der Age-Stif-
tung mitgemacht. Der Pilot mit strukturell zwei unterschiedlichen Quartieren in Aarau, 
nämlich Telli und Gönhard, ist in den Jahren 2019 bis Ende 2023 durchgeführt worden. 
Mit der Verstetigung von MoA, aufgrund der guten Erfahrungen mit jährlichen wiederkeh-
renden Kosten zwischen 295’000 und 395’000 Franken, möchte man die Mobile Arbeit für 
das Alter auf die Dauer festlegen. Es gab eine ganze Reihe von Fragen aus der FGPK. Die 
Auskunftspersonen haben diese zusammengefasst wie folgt beantwortet: Die Menschen 
möchten heute möglichst lange in ihrer vertrauten Umgebung leben und der Radius dieser 
älteren Menschen wird zunehmend kleiner. Die MoA wäre jetzt eben gerade ein Angebot 
im Rahmen der Versorgungskette, damit man länger selbstbewusst zu Hause leben kann. 
Aus dem Pilotprojekt zogen die Auskunftspersonen ein positives Fazit, namentlich eine 
bessere Wertschätzung und eine viel bessere Vernetzung der verschiedenen Akteure. Auch 
die Umsetzung des Altersleitbilds spricht für das MoA. Die Auskunftspersonen haben ein-
gestanden, dass es gewisse Differenzen gab. Einerseits mit dem Gemeinnützigen Frauen-
verein, weil dieser den Fokus auf die ganze Stadt legt. Ebenfalls mit der Spitex, was aber 
mit dem Personalwechsel zusammenhange. Vereinzelte kritische Stimmen in der Alters-
kommission hat es offensichtlich auch gegeben, wonach MoA nicht nötig und auch über-
trieben sei. Die Verstetigung sei nichts anderes als die Weiterführung des Projektes 
zwecks Schaffung einer Kontinuität, analog wie das auch bei der Jugendarbeit schon der 
Fall ist. Weiter haben die Auskunftspersonen ausgeführt, dass die Pro Senectute weiterhin 
ein wichtiger Partner sein wird, dass die Pro Senectute aber auf Anfrage reagiert und MoA 
aktiv Kontakt zu den alten Menschen in Aarau suchen möchte. Dies im Sinne einer besse-
ren Sichtbarkeit der Altersarbeit. MoA wäre in dem Sinn auch eine aufsuchende Arbeit, ist 
ausgeführt worden, durch die Präsenz der MoA-Mitarbeiter im Quartier - diesen sogenann-
ten Schlüsselpersonen – möglichst nahe bei den Leuten. Bisher haben jährlich zwei An-
lässe pro Quartier stattgefunden, welche mit je 25 Personen besucht worden seien. Alle 
bewährten Gefässe, welche bisher verwendet worden sind, Quartierbriefe, Quartiertreffs, 
Quartieranlässe sollen auch inskünftig beibehalten werden. Auch die Kirchgemeinden sol-
len ins Projekte MoA miteinbezogen werden. Das sei schon heute der Fall. Die Höhe vom 
Personaleinsatz von 240 Stellenprozenten haben die Auskunftspersonen dahingehend be-
gründet, dass es sich aus den bisherigen Erfahrungen um einen Wert handelt, der notwen-
dig sei, damit man die Arbeit gut erfüllen könne. Der Aufwand sei in allen Quartieren in 
etwa gleich hoch, obwohl auch gegenseitige Unterstützung natürlich möglich und auch 
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sinnvoll sei. Digitale Kanäle werden gemäss den Auskunftspersonen auch inskünftig ge-
nutzt und ausgebaut. In der Schlussdiskussion wurden die folgenden positiven Argumente 
für MoA genannt: Die Erfahrungen aus dem Pilot sind positiv. Angebote sind weiterzufüh-
ren und sogar auszubauen. Für das Angebot MoA ist ein Bedürfnis vorhanden. Individuelle 
Lösungen pro Quartier sind anzustreben und zu verbessern. Die Sichtbarkeit der Angebote 
von MoA soll verbessert und der Zugang zur Altersarbeit soll erleichtert werden. Der 
Wunsch von vielen Menschen, eben lange selbstständig zu leben, sei vorhanden und die-
sem müsse man Rechnung tragen. Durch die Angebote könnte auch der Vereinsamung 
entgegengewirkt werden und schlussendlich könnte durch MoA auch Heimkosten einge-
spart werden, welche teurer ausfallen werden als die Mobile Altersarbeit. Es hat auch nega-
tive Argumente gegeben. Der Ausbau von MoA in diesem Umfang sei nicht notwendig. Es 
stelle sich klar die Frage von Aufwand und Ertrag. Es gäbe schon zahlreiche Angebote für 
ältere Menschen in Aarau, deshalb brauche es nicht noch zusätzliche neue Angebote. In 
reduziertem Umfang könnte man MoA allenfalls unterstützen. Grundsätzlich werde aber 
zu viel Geld in die älteren Menschen investiert. Diese seien doch heute bedeutend rüstiger, 
als dies früher der Fall gewesen sei. Mit 9 zu 2 Stimmen beantragt die FGPK dem Einwoh-
nerrat, den Verpflichtungskredit für MoA mit diesen jährlich wiederkehrenden Kosten von 
295'000, 345'000 und 395’000 Franken, gestaffelt in diesen drei Jahren, zu bewilligen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nun gelangen wir zum 

Abänderungsantrag der FDP/Mitte/ GPL/SVP 

Der Einwohnerrat bewilligt die über drei Jahre etappierte Verstetigung des Altersbereichs 
Mobile Altersarbeit MoA mit jährlich wiederkehrenden Kosten von 200’000 Franken im 
2025, 250’000 Franken im 2026 respektive 300’000 Franken ab 2027. 

Der Antrag kann nun begründet werden. 

Regina Tschopp, Mitglied: Die MoA Mobile Altersarbeit hat in der Fraktion der FDP viel zu 
diskutieren gegeben. Es ist eine Tatsache, dass die Bevölkerung immer älter wird. Dabei 
sind im Vergleich zu früher viele ältere Menschen bei guter bis sehr guter Gesundheit. 
Dass sich der Aktionsradius vor allem bei den Menschen über 80 verkleinert und das Quar-
tier als nahes Lebensumfeld zentral wird, ist naheliegend. Ebenso, dass die sozialen Kon-
takte in dieser Lebensphase weniger werden. Wenn ein Angebot der Stadt beitragen kann, 
den lokalen Austausch zu fördern, ist das unterstützenswert. Wichtig ist uns aber, dass die 
Stadt eine Dienstleistung anbietet, welche nicht schon besteht. Es gibt von verschiedenen 
Organisationen bereits heute weitreichende Angebote für Seniorinnen und Senioren. Diese 
erstrecken sich von einer umfassenden Beratung in finanziellen oder gesundheitlichen 
Themen über kulturelle, sportliche Angebote bis zu gemeinsamen Mittagstisch. Eine lange 
Liste von solchen Angeboten von Dritten findet man auf der Webseite der Fachstelle Alter 
der Stadt Aarau. Eine Berechtigung für eine Dienstleistung durch die Stadt Aarau haben 
deshalb nur solche Angebote, die es nicht schon gibt. Doppelspurigkeiten sind auf jeden 
Fall zu vermeiden. Sinnvoll erachten wir zum Beispiel die Förderung von Projekten, mit 
welchen die eigene Initiative der Bevölkerung unterstützt wird, so dass sich Treffpunkte in 
den Quartieren entwickeln können. Wie es einer Tatsache entspricht, dass die Bevölkerung 
immer älter wird, entspricht es aber ebenso auch einer Tatsache – man kann schon bei-
nahe von einem Naturgesetz sprechen – dass die Verwaltungskosten jährlich steigen. Das 
Jahr 2023 hat die Stadt Aarau mit einem Minus von über 5 Millionen Franken abgeschlos-
sen. Für das Jahr 2025 wird ein Minus von rund 3 Millionen budgetiert und die Prognosen 
für die Folgejahre sehen nicht besser aus. An der Budgetsitzung 2023 hat der Einwohner-
rat 27 zusätzliche Stellen bewilligt, das notabene ohne Unterstützung der FDP. Auch mit 
dem in der vergangenen Woche vorgelegten Budget werden wieder zusätzliche Stellen be-
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antragt. Die geplanten Stellen der MoA sind bei diesen Stellen noch gar nicht dabei. Ge-
mäss kantonaler Statistik ist Aarau Spitzenreiter bei der Ausgabe für die Allgemeine Ver-
waltung und liegt weit über dem kantonalen Durchschnitt. Der gesamte Nettoaufwand pro 
Einwohner ist in Aarau 2023 bei 4’403 Franken gewesen. Im Vergleich zu 2022 ist der Net-
toaufwand um 8.4 Prozent gestiegen. Man kann es nicht anders ausdrücken, es ist einfach 
krass. Wohin der Weg führt, sieht man, wenn man das Budget anschaut, welches letzte Wo-
che publiziert worden ist. Dabei ist es ganz einfach. Die Ausgaben und die Einnahmen sol-
len mittel- und langfristig im Gleichgewicht bleiben. Das verlangt die Verfassung und ist 
nötig, um strukturelle Defizite zu vermeiden. In dieser Situation haben zusätzliche Stellen-
prozente von 50, respektive 10 Prozent für die Führung und die Koordination der MoA-Mit-
arbeitenden, keine Berechtigung. Es wäre unverhältnismässig und sogar unverantwortlich, 
diesen Ausbau gut zu heissen. Aus diesem Grund haben wir auch den Abänderungsantrag 
gestellt. Die FDP unterstützt zusätzliche Stellen für die Arbeit in den Quartieren, welche 
direkt den älteren Menschen zugutekommt. Die Führungs- und Koordinationsaufgaben 
müssen aber mit den bestehenden Ressourcen bewältigt werden. Wir sind zuversichtlich, 
dass das auch möglich ist. Wir bitten Sie deshalb, den Abänderungsantrag der FDP/GLP 
Mitte/SVP anzunehmen. 

Christoph Waldmeier, Mitglied: Die ältere Generation hat viel für uns gemacht, also wol-
len wir ihnen auch Sorge tragen. Schlussendlich trifft es hoffentlich uns alle einmal, dass 
wir auch dieser älteren Generation angehören werden. Mir ist es wichtig, hier zu erwäh-
nen, dass man auch die Synergien mit der Altersarbeit der drei Landeskirchen sucht, wel-
che wir hier in Aarau haben. Es bestreitet niemand die Wichtigkeit der Jugendarbeit. Des-
halb ist es ebenso wichtig, sich für die Älteren einzusetzen. Wenn es nur schon bei 
wenigen Leuten gelingt, dass sie dank der Unterstützung durch die Stadt länger zuhause 
bleiben können, haben wir schon viel erreicht und nebenbei nach Fallkosten gespart. Jetzt 
komme ich noch etwas ausführlicher zum Abänderungsantrag. Wenn wir schon bei den 
Kosten sind, dann will ich betonen, dass wir eine Reduktion, wie im Abänderungsantrag 
gefordert, klar ablehnen. Wenn man meint, dass die Koordinationsarbeit einfach so von 
der Verwaltung übernommen werden kann, ist das sicher nicht ganz so einfach. Das Pro-
jekt ist jetzt grösser und umfasst neu mehrere Quartiere und muss koordiniert werden. 
Der springende Punkt bei dieser Sache ist, dass die Leitung auch Einsatz an der Basis bei 
der älteren Bevölkerung hat und je nachdem auch einmal Stellvertretungen übernehmen 
muss. Ich denke nicht, dass alle Stadtangestellten in dieser Abteilung einfach zu solcher 
Altersarbeit fähig sind, denn diese haben ja auch ihre eigenen Arbeitsbereiche. Es wäre zu 
vergleichen, wie wenn ich als Werklehrperson mit meinem Hosensack-Englisch an der Be-
zirksschule als Stellvertreter eingesetzt würde. Daran hätte auch niemand Freude. Die Aus-
sage, dass der Verwaltung diese Arbeit zugetraut wird, lässt ja eigentlich darauf schlies-
sen, dass wir jährlich immer falsch entschieden haben, zu viel Budget gesprochen haben 
und die Verwaltung unterlastet gewesen ist. Das glaube ich jedoch nicht. Ein Geschäft 
ohne Chef geht ja auch irgendwann einmal nicht mehr gut. Wenn wir jetzt den Abände-
rungsantrag so annehmen, dann bedeutet das nichts anderes, als eine Kürzung vor Ort in 
den Quartieren. Dass wir nicht einmal 30 Rappen pro Tag und Kopf für die Älteren brau-
chen, finden wir eigentlich schon noch wichtig. Es wäre nämlich nur ein Teil davon, was 
für die Jugend aufgewendet wird. Die Ablehnung des Antrages würden wir sehr beliebt ma-
chen als Fraktion. Die folgende Volksabstimmung müssten wir auch nicht scheuen. Das ist 
ein gutes Projekt und die Bevölkerung könnte sich auch klar dazu bekennen, ob wir etwas 
für die älteren Menschen tun wollen und die Stadt auf diese Menschen zugeht. 

Angela Milesi, Mitglied: Beim Studium der Unterlagen sind uns die vielen Stellenprozente 
auch aufgefallen. Im Organigramm gibt es tatsächlich Verantwortliche pro Stadtteil, Team-
leitung und dort drin eine Schnittstelle zur Koordination mit dem Fachbereich Alter. Das 
erklärt ohne Zweifel den hohen Betrag, welcher uns der Stadtrat jetzt beantragt. Aber 
braucht es all diese Stellen? So viele Stunden und so viel Koordination? Könnte man die 
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Stadtteile 1 und 2, Aare Nord und Zentrum, in welchen am wenigsten Betroffene leben, 
nicht einfach zusammenlegen? Diese Fragen haben wir uns auch gestellt. Aufgrund der 
Ausführungen der Auskunftspersonen ist uns klar geworden, wie viel Arbeit im Hinter-
grund mit Ausdauer geleistet wird. Knifflige Arbeit, wie die völlig unterschiedlichen Erfah-
rungen und Echos aus den beiden Piloten in den Stadtteilen gezeigt haben. Dranbleiben 
heisst also die Devise. Im Gegensatz zu diesen älteren Menschen, die sich selbstständig 
beispielsweise bei der Pro Senectute für einen Kurs oder eine Hilfeleistung melden, wendet 
sich die vorgesehene aufsuchende Sozialarbeit eben an diese Menschen, die nicht mehr so 
initiativ sind und ihre Lebenssituation wird ganzheitlich betrachtet. Am Werk sind Fach-
leute und wo es nötig ist, werden Schlüsselpersonen beigezogen. Das sind Leute, die ei-
nen Bezug direkt zu den Anspruchsgruppen haben. Gewusst wie, klingt jetzt vielleicht ein 
wenig salopp. Aber man könnte auch sagen, gewusst, wie, an den richtigen Punkten dran-
bleiben. Wenn wir jetzt pro Veranstaltung in einem Quartier 25 Personen ansprechen 
konnten, bedeutet das sicher auch eine Fortsetzung in Form der Gespräche über den Gar-
tenzaun, am nächsten Tag, am übernächsten Tag, wenn die Leute einander treffen. Viel-
leicht hört auch tatsächlich jemand davon, der altersbedingt nicht mehr so offen und neu-
gierig ist, aber vielleicht irgendwann merkt, dass er ein beratendes Gespräch nötig hat. 
Ältere Menschen geraten gerne schleichend in die Lage, in der sie Hilfeleistungen brau-
chen und sie verpassen dann den richtigen Zeitpunkt. Ich habe das in der eigenen Familie 
und im nahen Bekanntenkreis beobachtet. Ein Telefon von Angehörigen gibt allein kein 
verlässliches Bild, wie es dort wirklich geht. Besuche tragen schon mehr dazu bei. Beides 
ist unbestritten wertvoll und nicht ersetzbar, aber es bleibt punktuell. Kommt dazu, dass 
die Akzeptanz von gewissen Themen innerhalb der Familien unter Umständen schwieriger 
sein kann, vielleicht tabuisiert. Dann ist man plötzlich um ein weiteres Glied in einer Reihe 
dieser Kette von Möglichkeiten an Versorgung froh. Dieses Glied bietet die MoA an. Nicht 
zuletzt sind dann auch Fälle umsorgt, bei welchen wenige Angehörige oder gar keine da 
sind. Die bessere Erreichbarkeit der älteren Menschen ist für uns das wertvollste Wirkungs-
ziel. Zusammen mit der Verbesserung des sichtbar machens dieser Unterstützungsange-
bote, indem die Bevölkerung weiss, was es gibt und die Möglichkeiten kennt, bevor es zu 
spät ist, und sich bei Bedarf das Nötige holt. Zum Schluss möchte ich noch einmal auf die 
Kosten zurückkommen. Das Konzept – wenn man es genau anschaut – zeigt nein, das 
geht nicht. Hinter dem Begriff "nahraumbezogen" steckt die Vertrautheit, die Verankerung, 
die bei älteren Menschen zunehmend in den Vordergrund rückt. Ein Quartiergefühl kann 
man auch sagen, wird entscheidend, wenn der Aktionsradius abnimmt und das braucht 
eben Zeit und Stellenprozente. Rhetorisch gefragt, was, wenn Mobile Altersversorgung vor 
die Betreuung in einem Altersheim am Schluss sogar das ist, was sich als durchführbar 
und auch bezahlbar entpuppt? Als Modell der Zukunft. Schauen wir vorwärts und holen wir 
uns die Erfahrung mit städtischer Mobiler Altersarbeit. Diese ist ebenfalls im Jahresziel 
2025 zum Legislaturziel 1 enthalten. Aus diesen Gründen lehnen wir als Fraktion auch die 
Reduktion dieser jahrweisen Beträge ab und unterstützen den Antrag der Stadt. 

Jan Depta, Mitglied: Ich möchte hier kurz auf den Abänderungsantrag eingehen, weshalb 
wir diesen als Fraktion GLP /die Mitte stützen. Unser Herz sagt ja zur Unterstützung unse-
rer älteren Mitbürger. Die demografischen Entwicklungen zeigen, dass die Schweiz in dop-
pelter Weise altert. Immer mehr Menschen werden immer älter und die Zahl der Geburten 
nimmt ab. Dies führt zu einem wachsenden Anteil älterer Menschen, die länger zu Hause 
leben und hauptsächlich Hilfeleistung und ambulante Unterstützung benötigen. Die Alters-
arbeit im Quartier hat sich zum Beispiel in Luzern mit dem Verein Vicino, als freiwilliges, 
nicht staatliches Angebot, bewährt und schliesst eine Lücke im Versorgungssystem. Auch 
die Erfahrungen aus der Pilotphase hier scheinen zu zeigen, dass die MoA die Erreichbar-
keit der älteren Bevölkerung erhöht, soziale Teilhabe stärkt und die Inanspruchnahme von 
Unterstützungsleistungen fördert. Ich möchte noch einen kleinen Exkurs zum Verein Vi-
cino in Luzern machen. Es ist nämlich ein hervorragendes Beispiel dafür, wie private Initia-
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tiven erfolgreich im Bereich der Altersarbeit tätig sein können. Der Verein bietet eine Viel-
zahl von Dienstleistungen für ältere Menschen an. Darunter Sozialaktivitäten, Unterstüt-
zung im Alltag und Beratung. Diese Angebote werden durch freiwillige Helfer und Spenden 
finanziert, was zeigt, dass solche Initiativen auch ohne die Belastung der öffentlichen 
Hand möglich sind. Doch heute steht dies nicht zur Diskussion. Die Stadt Aarau schlägt 
uns einen anderen Weg vor und möchte die Mobile Altersarbeit als städtische Dienstleis-
tung anbieten. Deswegen haben wir heute die Pflicht, als Einwohnerrat darüber zu ent-
scheiden, ob die Steuergelder gut eingesetzt sind. Wir möchten die Mobile Altersarbeit er-
möglichen. Unser Herz sagt ja zur Unterstützung unserer älteren Mitbürger. Doch im 
Kontext des negativen Jahresabschlusses und dem budgetierten Defizit im 2025 ist dop-
pelt Vorsicht geboten, wie wir mit öffentlichen Mitteln umgehen. Lasst uns deshalb mit 
Mass an die Sache herangehen und dort eine Kürzung vornehmen, wo nicht die Feldarbeit 
am Bürger zu kurz kommt, sondern bei Büroaufgaben. Die Stadt Aarau hat bereits beste-
hende Ressourcen und die Strukturen, die für die Koordination und Führung der MoA ge-
nutzt werden könnten, ohne zusätzliche Kosten zu verursachen. Dies würde bedeuten, 
dass die Stadt ihre bestehenden Kapazitäten effizienter nutzt und Doppelarbeit vermeidet. 
Die finanzielle Lage der Stadt Aarau erfordert eine sorgfältige Abwägung der Ausgaben. 
Angesichts des Defizits über 5 Millionen Franken im Jahr 2023 und die erwarteten Verluste 
in den kommenden Jahren ist es wichtig, dass neue Ausgaben verhältnismässig und ange-
messen sind und trotzdem die Stadt Aarau attraktiv bleibt. Durch die Reduzierung der 
Kosten um 90’000 Franken jährlich kann die Stadt eine nachhaltige Finanzierung der MoA 
sicherstellen, ohne die Qualität der Dienstleistung zu beeinträchtigen. Ich bitte daher die 
anwesenden Fraktionen, den Abänderungsantrag zu unterstützen und eine nachhaltige 
und effiziente Lösung für die Mobile Altersarbeit in Aarau zu ermöglichen. 

Angela Buchmann, Mitglied: Wir sehen die Mobile Altersarbeit als wichtige Chance und 
somit unterstützenswert. Aarau soll für alle eine lebenswerte Stadt sein. Das Angebot der 
Mobilen Altersarbeit setzt sich unter anderem zum Ziel, dass man in Aarau selbstbestimmt 
alt werden darf. Das Ganze soll einfach und nahe am Wohnort zu erreichen sein, damit es 
für möglichst alle zugänglich sein kann. Verschiedenste Gefässe wie Veranstaltungen, 
Quartieranlässe, Beratungs- und Unterstützungsangebote sehen wir von der SP als sehr 
wichtig, denn sie fördern die Autonomie und ganz wichtig, sie können einer sozialen Isola-
tion vorbeugen, indem eine Vernetzung im Quartier stattfindet. Wir von der SP werden 
dementsprechend dem Antrag einstimmig zustimmen. Den Abänderungsantrag werden 
wir jedoch nicht unterstützen, weil ohne quartierübergreifende Koordination und Leitung 
keine stadtweite Einführung möglich ist. 

Susanne Heuberger, Mitglied: Die SVP hat den Abänderungsantrag mitunterzeichnet und 
unterstützt diesen geschlossen. Dass vier Parteien unterschiedlicher politischer Ausrich-
tung den Abänderungsantrag gemeinsam eingereicht haben, zeigt deutlich auf, dass der 
stadträtliche Antrag nicht befriedigt. Zurecht hält das nicht nur die SVP, sondern auch die 
FDP, Die Mitte und die GLP für absolut erforderlich, die von der Exekutive beantragte Ver-
stetigung der Mobilen Altersarbeit sowie die zusätzliche flächendeckende Ausweitung auf 
das gesamte Stadtgebiet differenziert zu betrachten und äusserst kritisch zu hinterfragen. 
Der kritische Blick ist umso mehr gefragt, weil es sich bei MoA um ein absolut freiwilliges 
Angebot handelt, welches jetzt von der Pilotprojektphase in ein massiv erweitertes Defini-
tivum überführt werden soll. Wir von der SVP finden auch, dass es nebst dem kritischen 
auch einen ganzheitlichen Blick braucht, welcher nicht nur den alleinigen Fokus auf das 
Alter legt. Wenn ein Geschäft unter dem Label Alter segelt, ist es für uns noch lange nicht 
so, dass man das per se gutheisst. Das ist eine falsche Einschätzung, welche hier immer 
wieder gemacht wird. Wir sind für das Alter, für die alte Bevölkerung, was aber nicht 
heisst, dass man jedes Projekt und jede Stelle, die geschaffen oder aufgestockt werden 
soll, einfach unter dem Label Alter mitträgt und nicht dagegen sein darf, dass man genau 
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richtig und kritisch hinschaut. Nebst dem kritischen ist auch der ganzheitliche Blick ge-
fragt, welcher den Fokus eben nicht nur auf das Alter legt, sondern dass man die Vorlage 
auch zusätzlich im Kontext der städtischen Finanzsituation und auch der stetigen perso-
nellen Aufblähung der Verwaltung beurteilt. Ich möchte daran erinnern, dass bereits in der 
FGPK die Art und der Umfang der beantragten Verstetigungserweiterung von MoA teil-
weise kritisch beurteilt worden ist und dann schlussendlich auch von zwei Kommissions-
mitgliedern abgelehnt worden ist. In der Zwischenzeit, seit dieser FGPK-Sitzung, sind wei-
tere kritische und ablehnende Stimmen hinzugekommen und hat in verschiedenen Par-
teien ein Umdenken ausgelöst, was sich auch im vorliegenden Abänderungsantrag mani-
festiert hat. Wir von der SVP bitten Sie um Unterstützung des gemeinsamen Antrags, wel-
cher im Übrigen nur eine massvolle Reduktion des stadträtlichen Antrags fordert. Wir sind 
deshalb der Meinung, dass man zumindest massvoll kürzen muss. Auch nach Ablauf der 
vierjährigen Projektphase von 2020 bis 2023 und der Weiterführung um ein Jahr, also die-
ses Jahr 2024, erkennen wir von der SVP, dass nach wie vor nur eine geringe Nachfrage 
seitens der älteren Bevölkerung besteht. Auch die Wirkung ist minimal. Eine Verstetigung 
im beantragten Mass halten wir deshalb nicht gerechtfertigt. Der beantragte Bedarf finden 
wir zu viel. Wir stehen im Abänderungsantrag für eine Redimensionierung ein. Noch etwas 
zum Evaluationsbericht: Dabei handelt es sich um eine Selbstevaluation durch die Projekt-
leiterin sowie Projektmitarbeiterin. Für uns ist das über weite Teile ungenügend. Wir hät-
ten eine externe Evaluation begrüsst. Der vorliegende Bericht umfasst zwar über 70 Seiten, 
ist aber in vielem zu wenig aufschlussreich, zu viel Papier, zu wenig Inhalt und zumindest 
zu wenig ausgewiesener Bedarf. Insbesondere gehen aus dem Papier dieser Evaluation zu 
kleine Bedürfnisse seitens der Zielgruppe hervor. Das wäre für uns aber eine zwingende 
Voraussetzung, um ein notabene freiwilliges Angebot definitiv in dem Umfang zu installie-
ren und erst noch auszubauen. Es wird uns immer wieder gesagt, wie hoch der Bedarf und 
die Akzeptanz für das Angebot ist. Ich möchte das persönlich bestreiten. Ich bin seit etwa 
gut zwei Jahren Mitglied der Alterskommission. Ich setze mich tagtäglich für unsere wirk-
lich alte Bevölkerung der Stadt Aarau ein. Ich muss aber feststellen, dass das MoA-Angebot 
im Gönhard und im Telli mehrfach kaum oder nur äusserst mühsam zum Laufen gekom-
men ist, teilweise auch beinahe wieder versandet ist. Der uns vorgelegte Bericht behauptet 
etwas Anderes. Diesen Bericht stelle ich in dieser Beziehung in Frage, wonach die Projekte 
ein echtes Bedürfnis sind. Es wird uns gesagt, MoA verstehe sich als Schnittstelle zu Ein-
zelpersonen und bestehenden Unterstützungssystemen. Diese MoA-Schnittstelle braucht 
es per se nicht. Davon sind wir überzeugt. Sie ist nämlich bereits vorhanden. In der Stadt-
verwaltung Aarau erhält man jederzeit Auskunft, wenn es um das Thema Alter geht. Es 
wurde weiter darauf hingewiesen, dass es eine Vielzahl von Institutionen gibt, die sich um 
das Alter kümmern. Den Überblick zu behalten, ist teilweise schwierig. Es wird auch ge-
sagt, die ältere Bevölkerung könne sich zu wenig informieren. Das mag jetzt bei einem 
Teil der wirklich alten Hochbetagten der Fall sein. Wir wissen aber selbst, auch die ältere 
Generation ist sehr wohl in der Lage und wird immer mehr in der Lage sein, sich über die 
Angebote zu informieren. Nachbarschaftshilfe, wie sie in vielen Quartieren sehr gut funkti-
oniert, ist nach meinem persönlichen Dafürhalten zehnmal effektiver oder noch vielmehr 
effektiver als jetzt die Stellen, welche uns hier beantragt werden. Aarau ist bis heute im-
mer in 5 Stadtteile eingeteilt worden. Wir finden es störend, dass es bei diesem Projekt 
plötzlich 6 Stadtteile gibt, also auch weitere 30 Prozent mehr, nicht fünfmal 30, sondern 
sechsmal 30. Das ist fragwürdig. Immer wieder wurde auch argumentiert, das die neuge-
sprochenen Stellen dazu beitragen, dass die Leute länger daheimbleiben können. Ich be-
streite das vehement. Man geht heute erst in Pflegeinstitutionen, wenn es wirklich nicht 
mehr anders geht. Niemand geht in eine Pflegeinstitution, wenn er nicht per se darauf an-
gewiesen ist. Zu früh geht niemand, höchstens zu spät. Ich möchte noch einmal dafür wer-
ben, dass man den Abänderungsantrag der vier Parteien FDP, Die Mitte, GLP und SVP un-
terstützt, auch im Zusammenhang mit den finanziellen Ressourcen der Stadt. Uns wird 
immer wieder gesagt, wir haben wenig Einfluss. Im Bericht der Revisionsfirma zur letzten 
Rechnung ist explizit darauf hingewiesen worden, dass man den stetigen Aufwand mit 
dem Ertrag besser in Einklang bringen muss. Jetzt haben wir die Gelegenheit dazu. Wenn 
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wir diese Gelegenheit nicht nützen, wenn der Stadtrat diese Vorgabe negiert und weiter-
macht wie bis anhin, ist es am Einwohnerrat, korrektiv einzugreifen. Der Abänderungsan-
trag beantragt eine massvolle Reduzierung der Stellen. Wir bitten um Unterstützung. 

Benita Leitner, Mitglied: Nach dem Votum, welches eben vorgetragen wurde, könnte man 
meinen, dass die SVP eigentlich eher einen Rückweisungsantrag gestellt hätte. Ich habe 
kein gutes Argument aus Sicht der SVP zu diesem Projekt entnehmen können. Ich möchte 
dazu aus meiner persönlichen Erfahrung sprechen. Ich habe jahrelang immer wieder bei 
den Sozialen Diensten der Stadt Aarau gearbeitet, beim Kindes- und Erwachsenenschutz 
und unter anderem auch in der Abklärung und Beratung. Es ist so, dass die heutigen Rent-
nerinnen und Rentner vielfach rüstig sind, aber das erhöht auch einen gewissen Druck. 
Alle haben nämlich das Gefühl fit zu sein. Wenn das dann nicht mehr der Fall ist und man 
plötzlich merkt, dass man nicht mehr richtig mag, ist das auch ein wenig schambehaftet. 
Es ist teilweise schwierig, mit den Angehörigen darüber zu reden. Das Abrutschen in die 
organisatorischen Herausforderungen erfolgt schleichend und wird vielfach zu spät be-
merkt. Genau hier ist es wichtig, das Angebot der mobilen Altersarbeit wirklich einzufüh-
ren, denn es ist eine neutrale Person, mit welcher man ohne irgendwelche Vor- oder Verur-
teilung darüber sprechen kann, wie die eigene Situation ist und wo die entsprechende 
Hilfeleistung auch geboten werden oder vermittelt werden kann. Dass nicht in allen Bevöl-
kerungsteilen oder nicht in allen Stadtteilen das Projekt von 0 auf 100 anläuft und plötz-
lich tausende von Leuten an diesen Veranstaltungen teilnehmen, ist nachvollziehbar. Die 
Vernetzung der älteren Generation ist nicht gleich gut, wie diejenige der Jüngeren. Es zeigt 
aber, dass es sich gelohnt hat, das Projekt einzuführen und das Interesse ist vorhanden. 
Ich erachte den Rückweisungsantrag, welcher spezifisch darauf hinweist, dass Leitung und 
Koordination einfach an den Rest der Sozialen Dienststelle übertragen werden soll, als ei-
nen Affront. Besteht denn tatsächlich die Meinung, dass diese Stellen nicht ausgelastet 
sind? Ich empfehle, sich einmal bei diesen Personen zu erkundigen. Diese Leute haben ein 
volles Arbeitspensum. Ich bitte Sie um einen gesunden Menschenverstand. Der Rückwei-
sungsantrag bringt für dieses Projekt gar nichts. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Ich weise einfach darauf hin, dass es sich um keinen Rück-
weisungsantrag handelt, sondern lediglich um einen Abänderungsantrag. 

Leona Klopfenstein, Mitglied: Ich habe mich nach dem Votum vom Jan Depta noch kurz 
über die Organisation Vicino informiert. Er hat ja ein Loblied auf diese Organisation gesun-
gen und darauf hingewiesen, dass alles mit einem Verein gelöst werden könnte. Es ist ge-
rade so, dass am 5. September 2023 der Stadtrat beim Parlament 2.34 Millionen Franken 
für das Projekt beantragt hat. Das zeigt also sehr gut, dass das nicht ohne Unterstützung 
und rein auf Spenderbasis möglich ist. 

Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich möchte Ihnen drei Personen vorstellen, welche 
an der heutigen Sitzung anwesend sind. Einerseits Christian Baschera. Er ist der Leiter der 
Sozialen Dienste. Im Weiteren Cécile Neuenschwander. Sie amtete als Auskunftsperson in 
der FGPK, sowie Katrin Fachinger. Sie hat das Pilotprojekt in den letzten Jahren begleitet. 
Als positiv erachte ich, dass man die 30 Stellenprozente sprechen möchte. Für mich spezi-
ell ist, dass man für diese Arbeit gemäss Abänderungsantrag keine personellen Ressour-
cen sprechen möchte. In der Sektion Gesellschaft arbeiten verschiedene Personen in ver-
schiedenen Fachbereichen. So wie das Alter, die Jugend, das Asylwesen. Jetzt zu verlan-
gen, dass die Mobile Altersarbeit auf diese Leute mit den gleichen Ressourcen übertragen 
werden kann, ist nicht möglich. Diese Haltung hat mich sehr nachdenklich gestimmt. Es 
handelt sich um ein neues Projekt, welches wir begleiten konnten. Die Age-Stiftung hat 
auch einen Beitrag an dieses Projekt geleistet und es braucht Ressourcen. Ich möchte mich 
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noch zu den Finanzen äussern. Wir sind uns im Stadtrat natürlich der aktuellen Budgetsitu-
ation bewusst. Deshalb beantragen wir eine etappierte Einführung. Das heisst doch, dass 
wir im 2025 100’000 Franken sparen, im 2026 50’000 Franken. Indem es sich um ein Pi-
lotprojekt handelte, konnten wir weitere Einsparungen vornehmen, wie übrigens Vicino 
auch. Es haben sich 10 Städte daran beteiligt, auch Luzern. Diese haben uns die Hälfte der 
Kosten an die Pilot-Arbeit bezahlt. Rechnet man das hoch, kommt man auf einen Betrag 
von 110'000 Franken. Das Projekt ist auch ein Präventionsprojekt. Eigentlich eine aktive 
Sparmassnahme. Gelingt es uns, durch unser Tun und Handeln in den Quartieren, Heim-
eintritte zu vermeiden oder zu verzögern, hat dies auch einen Einfluss auf die Restkosten-
finanzierung. Unsere Sektion Gesellschaft ist eine Sektion, die sehr viel Fachwissen in je-
dem Bereich hat. Selbstverständlich unterstützen sich die Bereiche gegenseitig, wenn es 
um grosse Projekte geht, aber im Prinzip ist jeder Bereich für sein Fach zuständig. Das 
wäre bei der Mobilen Altersarbeit auch so der Fall. Wenn wir das Schiff fahren lassen, brau-
chen wir auch einen Käpitän oder eine Kapitänin. Wir sind ja aktuell am Erfassen der ver-
schiedenen Dienstleistungen, welche wir mit anderen Anbietern haben und welche wir 
selbst anbieten. Eine erste Präsentation wurde uns bereits unterbreitet. Ich war sehr er-
staunt. Sie hat ergeben, dass die Angebotserhebung beim Alter nicht einmal ganz bei 10 
Prozent liegt, im Vergleich zu anderen Bereichen. Wir möchten etwas für unsere Leute ma-
chen. Im Moment betrifft es rund 4’000 Leute, welche in dieser Alterskategorie sind. Ten-
denziell wissen wir alle, dass wir älter werden. Wir bereiten uns auf die Situation, die 
kommt, vor. Wie bereits erwähnt, handelt es sich lediglich um 27 Rappen pro Tag, anstelle 
von 30 Rappen. Wir wollen diese Arbeit leisten. Wir spüren auch, dass wir in der letzten 
Zeit grosses Vertrauen aufbauen konnten. Mit den Leuten im Quartier auf verschiedene Art 
und Weise arbeiten, wollen wir gerne mit Ihrer Unterstützung so weiterführen. Wenn dem 
stadträtlichen Antrag zugestimmt wird, würde als nächstes die Volksabstimmung folgen. 
Diese wäre auf den 24. November 2024 angesetzt. Wir finden es wichtig, auch die Mei-
nung des Volkes zu kennen. In diesem Sinne steht der Stadtrat hinter seinem Antrag und 
sieht keinen Grund für eine Abänderung. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zu den 

Abstimmungen 

Zuerst folgt die Abstimmung über den Abänderungsantrag von FDP, Die Mitte, GLP und 
SVP 

Beschluss 

Der Abänderungsantrag der FDP, Die Mitte, GLP und SVP wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 
24 Nein-Stimmen abgelehnt. 

Somit gelangt der stadträtliche Antrag in die 

Schlussabstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 33 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen folgenden 
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Beschluss 

Der Einwohnerrat bewilligt die über drei Jahre etappierte Verstetigung des Arbeitsbereichs 
Mobile Altersarbeit MoA mit jährlich wiederkehrenden Kosten von 295'000 Franken im 
Jahr 2025, 345'000 Franken im Jahr 2026 respektive 395'000 Franken ab 2027. 

 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 15 

Projektierungs-Zusatzkredit für den Neubau Seniorenwohnungen Herosé 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 8. Juli 2024 unterbreitet der Stadtrat dem 
Einwohnerrat folgenden 

Antrag 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 1.5 Mio. Franken inkl. 8.1 
% MwSt. für die Projektierung des Neubaus der Seniorenwohnungen Herosé. 

Die FGPK hat das Geschäft in ihrer Sitzung vom 13. August 2025 geprüft und stellt dem 
Einwohnerrat einstimmig den Antrag, das Geschäft zu genehmigen. Kommissionspreche-
rin ist Regina Tschopp. 

Regina Tschopp, Mitglied: Die FGPK hat sich am 13. August 2024 mit dem Projektie-
rungszusatzkredit für den Neubau Seniorenwohnungen Herosé auseinandergesetzt. Als 
Auskunftspersonen standen uns Stadträtin Angelica Cavegn Leitner, Herr Rupert Studer, 
Leiter Abteilung Pflegeheime und Frau Claudia Vosti Kuhn, Projektleiterin Hochbau, zur 
Verfügung. Die Auskunftspersonen haben informiert, dass eine grosse Nachfrage für die 
Wohnungen besteht und bereits 70 Anmeldungen für die geplanten Wohnungen eingegan-
gen sind. Das Siegerprojekt aus dem Wettbewerb "Sorellina" sieht 42 zweieinhalb- und 
dreieinhalb-Zimmerwohnungen vor. In der Machbarkeitsstudie ist man noch von 40 Woh-
nungen ausgegangen. Es ist ein kompakter Raumkörper geplant, welcher zwei, anstelle ei-
nes Sondergeschosses – wie in der Machbarkeitsstudie vorgesehen- aufweisen wird. Diese 
Änderung erfolgt gemäss Auskunftspersonen zu Gunsten einer grosszügigeren und quali-
tativ hochwertigeren Parkanlage. Die jetzt vom Architektenteam prognostizierten und im 
Vergleich zur Machbarkeitsstudie revidierten höheren Baukosten sind auf verschiedene 
Faktoren zurückzuführen. Hauptsächlich auf die seit 2021 erfolgte Bauteuerung, aber 
auch auf die geforderte ökologische Bauweise und das grössere unterirdische Bauvolumen. 
Entsprechend fallen auch die Projektierungskosten höher aus, was zum beantragten Pro-
jektierungszusatzkredit geführt hat. Die Wohnungen sollen gemäss Terminplan ab dem 1. 
Quartal 2029 für den Bezug zur Verfügung stehen. Aus der Kommission ist die Frage auf-
gekommen, ob ein begrüntes Dach und eine PV-Anlage gleichzeitig möglich sind. Die Aus-
kunftspersonen haben erläutert, dass nichts dagegen spricht. Einzig beim Unterhalt der 
PV-Anlage muss man auf die Begrünung Rücksicht nehmen. Die Kommission wollte zudem 
wissen, von welchen Mietzinsen man aufgrund der Investition von 27.6 Millionen Franken 
ausgehen kann. Die Auskunftspersonen haben erläutert, dass es das Ziel ist, dass die Miet-
zinse mit den Ansätzen der Ergänzungsleistungen finanziert werden können. Einen weite-
ren Ertrag kann man mit der Vermietung von Parkplätzen generieren. Im Gebäude der Se-
niorenwohnungen sind aber keine speziellen Räume für weitere Mieter vorgesehen. 
Abschliessend war die Kommission der Meinung, dass es sich um eine gute Botschaft für 
ein sinnvolles Projekt handelt. Das Angebot von Seniorenwohnungen ist sehr wichtig und 
es ist erfreulich, dass bereits eine solch hohe Nachfrage besteht. Die Kommission emp-
fiehlt dem Einwohnerrat deshalb einstimmig, den Antrag des Stadtrats anzunehmen. 

Benita Leitner, Mitglied: Wir von der Fraktion Pro Aarau und EVP/EW möchten uns beim 
Stadtrat und vor allem auch der Verwaltung für die sorgfältige, detaillierte Vorlage bedan-
ken. Die Gesellschaft wird immer älter und der gleichzeitige Wunsch nach möglichst langer 
Selbstständigkeit auch immer grösser. Das Projekt der Alterswohnungen leistet so einen 
wichtigen Beitrag zum Angebot des Lebens im Alter und befindet sich mit der unmittelba-
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ren Nähe zum Bahnhof und dem Stadtzentrum in einer optimalen Lage. Wir sind der Mei-
nung, dass das Siegerprojekt "Sorellina" sehr gut mit dem Neubau Herosé, dem Herzog-
haus und der Parkanlage harmoniert und sich auch optimal in die Umgebung einfügt. 
Auch das Innere des Baus mit modernen, praktischen, aber auch nicht übermässig luxuriö-
sen Wohnungen und einer durchdachten Raumaufteilung überzeugt ebenfalls. Besonders 
positiv erachten wir auch, dass bei der ausgewählten Variante, aufgrund einer geschickten 
Planung, sogar noch zwei Wohnungen mehr realisiert werden können. Als Anmerkung für 
den weiteren Weg wünschen wir uns, dass beim Mobilitätskonzept das Bedürfnis von Park-
plätzen für die Pflegefachkräfte des Herosés mit einbezogen wird, soweit das möglich ist. 
Aufgrund der Schichtarbeit in diesen Berufen ist es vielfach nicht möglich, auf die öffentli-
chen Verkehrsmittel zurückzugreifen und deshalb ist es wichtig, dass man dort auch ent-
sprechend genügend Abstellplätze hat. Abschliessend kann ich sagen, dass wir von der 
Fraktion Pro Aarau, EVP/EW dem Projektierungszusatzkredit einstimmig zustimmen wer-
den. 

Andrea Dörig, Mitglied: Die SP-Fraktion steht geschlossen hinter dem Antrag des Stadt-
rats. Einen Dank richte ich an die Verfasserinnen und Verfasser der Botschaft, welche gut 
ausgearbeitet wurde und aussagekräftig ist. Uns freut es besonders, dass die Photovoltaik-
anlage schon von Beginn weg eingeplant ist, was wir ja schon des Öftern gefordert haben. 
Der einzige Diskussionspunkt bezog sich auf das in die Jahre gekommene Kunstwerk 
"Spiel mit Kugel" von Paul Agustoni aus dem Jahr 1976. Zeitgenössische Kunst wird immer 
kontrovers diskutiert, gerade dann, wenn sie im öffentlichen Raum steht. Ohne die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen zu kennen, fordern einige Fraktionsmitglieder, Betonbäume 
verschwinden zu lassen. Andere fragen sich, ob es nicht ein geeigneteres Plätzchen für 
das Kunstwerk gäbe, als entlang der Bachstrasse, ohne eine ernst gemeinte Antwort da-
rauf zu haben. Aber wer weiss, vielleicht findet sich ja noch ein weniger exponiertes Plätz-
chen. 

Susanne Knörr, Mitglied: Vom Projekt wurde geschwärmt. Die Zahlen und die Fakten sind 
uns vorgelegt worden. Grundsätzlich begrüssen wir die einzelnen Verbesserungen, wie die 
zweigeschossige Einstellhalle oder der grosse Anteil mit Holz. Doch klar ist, wenn schon 
die Projektierungskosten aus dem Ruder gelaufen sind, werden die Gesamtkosten für das 
Projekt wohl erst recht überborden. Wir nehmen den Stadtrat deshalb beim Wort. Es soll 
geprüft werden, welche finanziellen Optimierungen bei der Projektierung gemacht werden 
können. Das Ziel ist nach wie vor, dass die Wohnungen auch für Ergänzungsleistungsbezü-
ger mietbar sind. Der Zusatzkredit ist nachvollziehbar, aber in der Fraktion bleibt ein un-
gutes Gefühl über das ganze finanzielle Ausmass. Die Fraktion SVP ist grossmehrheitlich 
für den Zusatzkredit. 

Samuel Marti, Mitglied: Auch wir von den Grünen möchten ein paar lobende Worte, be-
sonders an das Ressort Soziales, Gesundheit und Alter, für die durchdachte Botschaft rich-
ten. Wir werden dem Projektierungszusatzkredit einstimmig zustimmen. Einige Gründe 
sind schon genannt worden. Die bestehende hohe Nachfrage ist unbestritten. Auch der Er-
halt von möglichst viel Aussenfläche und Parkanlagen begrüssen wir sehr. Das geplante 
Wohngebäude bietet durchdachten und attraktiven Wohnraum. Auch uns ist es ein Anlie-
gen, dass der Wohnraum attraktiv bleibt und der Mietzins für möglichst viele Personen be-
zahlbar ist. Wir empfehlen, darauf ein ganz starkes Augenmerk zu legen. Der starke Fokus 
auf die Nachhaltigkeit mittels Photovoltaik oder zum Beispiel die ökologische Bauweise. 
freut uns sehr. Wir regen an, zusätzliche Optionen zu prüfen. Zum Beispiel die Nutzung 
von Regenwasser, wie es bei anderen Gebäuden auch schon gemacht worden ist und ge-
macht wird. Eventuell werden wir dazu auch einen Vorstoss einreichen. Die Kostendeckung 
durch die Spezialfinanzierung ist natürlich langfristig gedeckt und begrüssenswert. Die 
Überlegungen von Parkgelegenheiten für das Pflegepersonal können wir nachvollziehen. 
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Trotzdem möchte ich darauf hinweisen, dass die Wohnungen sehr nahe beim Bahnhof und 
den Bussen gebaut werden. Im Zusammenhang mit dem Mobilitätskonzept sollte man sich 
entsprechende Gedanken machen. Nicht jede Person braucht oder hat ein Auto an einem 
solch zentralen Standort. Wir empfehlen, nicht auf Vorrat einfach Parkplätze einzuplanen 
oder zu bauen. Das würde aus unserer Sicht einfach einen falschen Anreiz schaffen. Wir 
unterstützen die gemeinsame Nutzung der Gemeinschaftsräume zwischen Pflegeheimen 
und Seniorenwohnungen, um Leerstand zu vermeiden. Trotzdem wäre dort ein partizipati-
ves Angebot für die Bezügerinnen und Bezüger der Wohnungen begrüssenswert oder wün-
schenswert. 

Rainer Lüscher, Mitglied: Wir unterstützen den Antrag des Stadtrats einstimmig. Es freut 
uns auch, dass es sich beim Siegerprojekt um das gleiche Planerteam handelt, wie beim 
Grundausbau. Wir sind überzeugt, dass das Ensemble zusammen sehr gut wird. 

Angelica Cavegn Leitner, Stadträtin: Ich bedanke mich vielmals für die durchwegs posi-
tive Aufnahme. Wir haben alle Anmerkungen aufgenommen. Ich möchte den erhaltenden 
Dank an die Verwaltung weitergeben. Wir haben viele Stunden und Diskussionen über Klei-
nigkeiten gehabt. Vielen Dank für das Vertrauen. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, gelan-
gen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 41 Ja-Stimmen gegen 4 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Der Einwohnerrat genehmigt den Zusatzkredit in der Höhe von 1.5 Mio. Franken inkl. 8.1 
% MwSt. für die Projektierung des Neubaus der Seniorenwohnungen Herosé. 

 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 
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Traktandum 16 

WOSA-Motion Thomas Waldmeier (Grüne): Biogas aus Grünabfällen 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 15. Februar 2024 hat Einwohnerrat und Vizepräsident 
Thomas Waldmeier (Grüne Fraktion) die Motion "Anteil zu Biogas vergärte Grünabfälle" ein-
gereicht mit folgendem 

Antrag 

In der Produktegruppe 72 Abfallbewirtschaftung sei der Sollwert beim "Anteil zu Biogas 
vergärte Grünabfälle" von >90 % auf 100 % zu erhöhen. 

Mit Botschaft vom 29. April 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit 
folgendem 

Antrag 
 
1. Die WOSA-Motion Thomas Waldmeier (Grüne Aarau) "Produktegruppe 72, Abfallbewirt-

schaftung Erhöhung des Anteils zu Biogas vergärte Grünabfälle" von 90 auf 100 % wird 
überwiesen. 

2. Die WOSA-Motion wird abgeschrieben. 

Die FGPK hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 13. August 2024 geprüft und stellt dem 
Einwohnerrat einstimmig Antrag, die Motion sei zu überweisen und gleichzeitig abzu-
schreiben. Ich übergebe das Wort zuerst dem Motionär und anschliessend Kommissions-
sprecher Peter Jann. 

Thomas Waldmeier, Mitglied: Mit meiner Motion sollen einfach zwei Ziffern geändert wer-
den. Die Bezeichnung >90 % soll durch 100 % ersetzt werden. Grundsätzlich geht es da-
rum, dass mehr als 90 % des Grünabfalls zu Biogas vergärt werden soll und dass wir den 
alten Zopf der Feldrandkompostierung quasi endgültig abschneiden. Die Feldrandkompos-
tierung ist eine Methode zu einer Grüngutsverarbeitung. Durch die Art und Weise, wie das 
gehandhabt wird, entweichen viele dieser Gase in der Atmosphäre. Lachgas, Methan, die 
sehr klimawirksam sind. Nachdem es jetzt in der Telli eine neue Biogasanlage gibt, fände 
ich es sinnvoll, wenn wir dieser einfach alles zuführen. Dann haben wir die Probleme die-
ser Gasabsonderungen bei den Feldrandkompostierungen nicht mehr. Gleichzeitig haben 
wir trotzdem noch das Gärgut. Wenn das Ganze durchgegärt ist, hat es immer noch Reste, 
welche dann trotzdem als Nährstoffe, als Dünger, wieder ausgebracht werden können. 
Grundsätzlich ist es in Aarau der Fall, dass wir bereits bei einem Wert von 100 % liegen. 
Wir können dem Entsorgungskalender entnehmen, dass man auch Speiseresten mit dem 
Grüngut mitliefern kann. Ich gehe davon aus, dass ein im Grünkübel entsorgtes Reststück 
eines Steaks nicht irgendwo an einem Feldrand landet und der Nachbar das Steak wieder 
zurückbringt. Ich nehme an, dass jetzt schon alles vergärt wird. Deshalb ist es grundsätz-
lich nur noch eine formelle Sache. Deshalb danke ich Ihnen, wenn Sie meine Motion unter-
stützen und den beiden stadträtlichen Anträgen folgen. 

Peter Jann, Mitglied: Die FGPK hat das Geschäft kurz und sehr effektiv behandelt. Als Aus-
kunftspersonen standen Stadträtin Silvia Dell' Aquila und Regina Wenk, Leiterin der Sektion 
Werkhof, zur Verfügung. Die Auskunftspersonen haben erläutert, dass die inhaltlichen An-
liegen des Motionärs schon heute umgesetzt werden. Bezogen auf "Steaks im Grüngut" hat 
man die Feldrandkompostierung bereits aufgehoben. Das Grüngut ist vollumfänglich den 
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Biogasanlagen zugeführt worden und nach Auflösung der Verträge konnte die ganze Feld-
randkompostierung aufgehoben werden. Entsprechend hat sich die Diskussion in der FGPK 
in sehr engen Grenzen gehalten. Die FGPK stimmt dem Antrag zur Überweisung einstim-
mig zu und empfiehlt dem Einwohnerrat einstimmig, die Motion abzuschreiben. 

Ich halte gerade noch das Votum der Fraktion. Als Mitinitiant der Motion ist die Fraktion 
Die Mitte/GLP erfreut über die Antwort des Stadtrats und wird beiden Anträgen einstimmig 
zustimmen. 

Thomas Richner, Mitglied: Die Motion verlangt 100 Prozent als Wirkungsziel beim Anteil 
Grünabfälle, welcher zu Biogas vergärt wird. Das aktuelle Ziel ist grösser als 90 Prozent. 
100 Prozent ist eine absolute Zahl. Wie wir wissen, gibt es in jedem Betrieb, also auch in 
einer Biogasanlage, Probleme oder Unterbrüche, beispielsweise infolge Unterhaltsarbeiten. 
Dann muss man auf andere Anlagen ausweichen, oder auf die Kompostierung. Es ist auch 
schon vorgekommen, dass man Grüngut gar nicht mehr vergären durfte. Letztes Jahr zum 
Beispiel in Zürich. Aufgrund des Japan-Käfers hat man die Grünabfälle eine Zeit lang in der 
Kehrichtverbrennung verbrannt. Das Bestreben der Stadt ist sicher, dass sie möglichst viel 
Grüngut in die Biogasanlage in die Telli liefert. So steht es auch in der Botschaft des Stadt-
rats. Folglich wird es keinen wirklichen Einfluss auf das jährliche Resultat haben, ob jetzt 
in der Zielsetzung 100 Prozent oder mehr als 90 Prozent festgehalten ist. Vielmehr wird 
man das Ziel von 100 Prozent objektiv betrachtet wahrscheinlich häufiger nicht erreichen. 
Ich mache da noch eine Klammerbemerkung. Das passiert ja leider in den WOSA-Zielen öf-
ters und hat im Allgemeinen keine Konsequenzen. Die WOSA Motion bringt also aus unse-
rer Sicht gar keine Verbesserung oder Veränderung, lediglich, dass Arbeit für die Verwal-
tung und den Einwohnerrat erzeugt wurde. Was nichts bringt, müssen wir auch nicht 
ändern. Deshalb empfehlen wir dem Motionär, die Motion zurückziehen. 

Thomas Waldmeier, Mitglied: Vielen Dank für den Input. Ich ziehe die Motion nicht zu-
rück. Ich finde, die Arbeit ist schon gemacht. Deshalb kann man die Motion auch überwei-
sen. Ich finde das Ziel von 100 Prozent einfach schöner als das Ziel von mehr als 90 Pro-
zent. Machen wir es doch so, wie es geplant ist. 

Silvia Dell'Aquila, Stadträtin: Wir würden uns natürlich auch freuen, wenn man die ge-
lebte Realität mit der Überweisung der Motion bestätigen würde. Es ist ein Ziel, das sich 
die Stadt im Moment setzt. Vielleicht gibt es auch einmal Unterbrüche. Deshalb ist eine 
Überweisung eigentlich eine Bestätigung dieses Weges. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst folgende 

Beschlüsse 
 
1. Mit 46 Ja-Stimmen wird die WOSA-Motion von Thomas Waldmeier (Grüne Aarau)"Pro-

duktegruppe 72 Abfallbewirtschaftung Erhöhung des Anteils zu Biogas vergärte Grün-
abfälle" von 90 auf 100 % einstimmig überwiesen. 

2. Mit 46 Ja-Stimmen wird die WOSA-Motion einstimmig abgeschrieben. 

Diese Beschlüsse unterliegen gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referen-
dum. 
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Traktandum 17 

Motion Laszlo Etesi (SP), Anja Kaufmann (SP) und Benedict Ammann (SP); Optimierung 
des KiBeR; eine einfachere und chancengerechtere Subventionsregelung 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Am 19. Februar 2024 reichten Einwohnerrat Laszlo Etesi, 
Einwohnerrätin Anja Kaufmann und Einwohnerrat Benedict Ammann eine Motion zur Opti-
mierung des Reglements über die familienergänzende Kinderbetreuung (KiBeR) ein mit fol-
genden 

Anträgen 
 
1. Insbesondere zu § 7 Höhe der Subventionen und § 12 Vereinbarungen mit privaten Trä-

gerschaften 
 

Der Subventionsprozess soll vereinheitlicht und vereinfacht werden, so wie er bereits heute 
für Betreuungsinstitutionen mit Betreuungsvereinbarung gilt. Die Subventionen sollen un-
abhängig der von der Betreuungsinstitution mit den Erziehungsberechtigten privatrecht-
lich vereinbarten Vollkosten ausbezahlt werden. Die Bestimmung im Kinderbetreuungsreg-
lement (KiBeR) sowie die davon abhängenden Bestimmungen in der Beitragsverordnung 
sind entsprechend anzupassen. 
 
2. Insbesondere zu § 8 Grundsätze der Subventionsberechnung und § 9 Begrenzung des 

Subventionsanspruchs 
 

Es sollen mehr Familien von höheren Subventionen profitieren können. 

Mit Botschaft vom 13. Mai 2024 nimmt der Stadtrat zur Motion schriftlich Stellung mit fol-
gendem 

Antrag 

Die Motion "Optimierung des KiBeR: Eine einfachere und chancengerechtere Subventionsre-
gelung" wird überwiesen. 

Ich übergebe das Wort dem Motionär Laszlo Etesi. 

Laszlo Etesi, Mitglied: Im Mai 2016 haben wir im Kanton Aargau über die Volksinitiative 
und den Gegenvorschlag zur familienergänzenden Kinderbetreuung abgestimmt, welcher 
dann auch angenommen wurde. Unser KiBeR, also das Kinderbetreuungsreglement für 
Aarau, ist dann auf den 1. Januar 2020 eingeführt worden. Nach der Annahme des Gegen-
vorschlags durch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger ist der ausgearbeitete KiBeR-
Vorschag als Geschäft zur Beratung in die Fraktionen gekommen. Ich mag mich heute 
auch noch an die Diskussion in unserer Fraktion erinnern. Über das Zusammenspiel des 
einwohnerrätlichen Reglements und den zwei stadträtlichen Verordnungen. Wer hat wel-
che Kompetenz? Wie hoch soll denn jetzt die Einkommensgrenze für Subventionen sein? 
Welches ist ein marktüblicher Ansatz? Wie kann der Einwohnerrat über qualitative Rahmen-
bedingungen Einfluss nehmen? (Er kann das nicht). Wie wird sich das KiBeR auf familien- 
und schulergänzende Tagesstrukturen, kurz FuSTA, und im speziellen auf Familien selbst 
auswirken? Wie werden sich die Subventionszahlungen denn weiterentwickeln? (Das ausbe-
zahlte Volumen ist gesunken, trotz der Umstellung auf ein Subventionsmodell, in welchem 
die Kinder und nicht mehr die Institutionen subventioniert werden). In den viereinhalb Jah-
ren seit der Einführung des KiBeR konnten wir Erfahrungen und auch Rückmeldungen aus 
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der Bevölkerung sammeln. Wir sind der vollen Überzeugung, dass es ein KiBeR braucht. 
Jetzt ist an der Zeit, einige Unzulänglichkeit zu verbessern und Stellschrauben zu justie-
ren. Laut der Botschaft hat der Stadtrat bereits begonnen, die Subventionsprozesse zu 
analysieren und mit einer externen Unterstützung Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzei-
gen. Wir begrüssen es, dass auch neue Ansätze untersucht werden, wie beispielsweise die 
Subventionierung von Spielgruppenplätzen. Unser erster Antrag ist wirklich einfach gera-
deaus. Der heutige Prozess, um Subventionen zu beantragen, ist für alle Beteiligten, für 
Familien, FuSTA-Institutionen und auch für die Stadt unnötig kompliziert und aufwendig. 
Das geht einfacher. Weshalb die Eltern jeden Monat aber höchstens bis 3 Monate zurück, 
die Rechnungskopien und die Bezahlquittungen an die Stadt senden müssen, damit die 
Stadt dann eine Bestätigung via Briefpost schicken kann, ist für uns nicht nachvollziehbar. 
Wir haben das Gefühl, der Grund für die Prozess-Komplexität ist weniger durch die EDV-
Lösung getrieben, sondern ist eher das Resultat aus einer Kombination des gewählten 
marktüblichen Ansatzes, den angesetzten Vollkosten und der selbst auferlegten Koopera-
tionsverträge zwischen den FuSTA-Institutionen und der Stadt. Mit dem zweiten Antrag 
wollen wir bewirken, dass mehr Familien von höheren Subventionen profitieren können. 
Dabei geht es auf der einen Seite um Chancengerechtigkeit für Kinder und deren Familien, 
aber auch darum, wichtige Arbeitskräfte im Erwerbsleben behalten und weiterhin auch der 
Wirtschaft zur Verfügung stellen zu können. Kurz nach der Einführung des KiBeR beispiels-
weise haben wir von uns bekannten Familien gehört, dass sie Pensenreduktionen vorneh-
men mussten, damit die Betreuung selbst übernommen werden kann, nachdem eine einfa-
che Milchbüchleinrechnung gemacht und Abwägungen zwischen Einkommen und Kosten 
vorgenommen wurden. Betroffen davon sind meistens die Mütter. Das wollen wir nicht. 
Der Antrag ist bewusst offen formuliert. Wir sind der Meinung, dass es zu viele Stell-
schrauben und Abhängigkeiten gibt und wir diese hier im Rat nicht festlegen und ausdis-
kutieren können. Der Stadtrat und die Verwaltung sollen eine ganzheitliche Analyse durch-
führen können und geeignete Vorschläge für die relevanten Reglemente und 
Verordnungen machen, diese ausformulieren und sie uns dann unterbreiten. Wir sind er-
freut, dass der Stadtrat unsere Motion zur Überweisung empfiehlt und wir bitten Sie, das 
gleiche zu tun. 

Sandra Blank, Mitglied: Die Vereinheitlichung und Vereinfachung eines Subventionspro-
zesses wird die Verwaltung nicht entlasten. Sie führt dazu, dass die Kontrolle über die 
Kosten und die Qualität einer Betreuungsinstitution erschwert und vernachlässigt werden. 
Wenn Subventionen unabhängig der privatrechtlich vereinbarten Vollkosten ausbezahlt 
werden und 18 von 19 Betreuungsinstitutionen nicht einmal eine Vereinbarung mit der 
Stadt abgeschlossen haben, führt das unter anderem dazu, dass einige Institutionen ihren 
Preis erhöhen, ohne dass es zu einer Verbesserung der Betreuungsqualität führt. Das wie-
derum führt zu einer unkontrollierbaren Belastung der Stadt. Ohne den marktüblichen An-
satz als Kontrollmechanismus besteht das Risiko, dass die Stadt höhere Subventionsbei-
träge aufwenden muss, ohne dass ein entsprechender Nutzen für die Familien und die 
Kinder entsteht. Während dem die Ausweitung der Subventionen an mehr Familien grund-
sätzlich begrüssenswert wäre, führt die Senkung der Einkommensschwelle und die Erhö-
hung der Subventionsbeiträge dazu, dass die finanziellen Mittel der Stadt jährlich unkon-
trolliert belastet werden. Ausserdem geht nicht hervor, welche Familien von solchen 
Subventionen profitieren. Die stärkere Fokussierung auf einkommensschwache Familien 
und die damit verbundenen Anpassungen der Subventionskurve führt dazu, dass mittlere 
Einkommensgruppen benachteiligt werden. Genau diese Familien werden aufgrund der 
entstehenden Schere zwischen ihren Einkünften und der zur Verfügung stehenden Subven-
tionen überfordert, weil sie nicht genügend Unterstützung erhalten, um die steigenden Be-
treuungskosten zu decken. Subventionen führen zu Verzerrungen im Markt und sind 
grundsätzlich problematisch, weil sie das Signal des Markts verschleiern. Wir sind der An-
sicht, je komplizierter und aufwendiger es ist, Subventionen zu beantragen und auch zu 
erhalten, desto besser. 
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Benita Leitner, Mitglied: Meine beiden Töchter freuen sich immer sehr, wenn sie einmal in 
der Woche ihre Kita besuchen dürfen. Ich habe auch meine direkte Erfahrung mit dem Sub-
ventionsprozess der Stadt Aarau gemacht. Wenn es diesen Prozess nicht gäbe, hätte die 
Stadt Aarau eine Zivilstandsbeamtin weniger. Ob das jetzt im Interesse der Gesamtwirt-
schaft ist, stelle ich jetzt einmal angesichts des allgemeinen Fachkräftemangels in Frage. 
Als direkt betroffene Mutter, welche zu Hause auch für die Administration zuständig ist, 
könnte ich Ihnen noch im Detail erläutern, wie der ganze Prozess geht. Ich schliesse mich 
aber den Ausführungen von Laszlo Etesi an. Es ist wirklich unnötig kompliziert und nicht 
effizient für alle Player, die daran beteiligt sind. Von der erhofften Erleichterung des Ab-
laufs, worauf das KiBeR damals eigentlich abzielte, ist nicht viel vorhanden. Durch den da-
maligen Entscheid, wonach nur diejenigen Kitas eine Kooperationsvereinbarung abschlies-
sen können, bei welchen für die Eltern bei den verrechneten Kosten ein festgelegter Betrag 
nicht überschritten wird, haben sich viele Kitas verständlicherweise gegen eine solche Ver-
einbarung entschieden. Bei dieser Ausgangslage ist das System wirklich unnötig kompli-
ziert, aufwendig und eine Anpassung ist nötig. Wie man der Botschaft und den Rückmel-
dungen der FuSTA entnehmen kann, ist auch dort das Hauptproblem erfasst und soll 
bereinigt werden. Aufgrund des grossen erprobten Fachwissens der FuSTA bin ich über-
zeugt, dass uns, insbesondere mit der Überweisung dieser Motion, schon bald revidierte, 
sinnvolle und effiziente Neuerungen vorliegen werden. Der zweite Antrag, der besagt, 
dass mehr Familien von höheren Subventionen profitieren können, ist uns ein bisschen zu 
wenig konkret und lässt relativ viel Auslegungsspielraum zu. Wir möchten dem Stadtrat 
mit auf den Weg geben, dass die Spannweite des steuerbaren Einkommens wirklich trans-
parent analysiert werden soll, im regionalen und interregionalen Vergleich angeschaut und 
auch die Obergrenze mit Bedacht gewählt werden soll. Auch vor allem diejenigen sollen 
von Subventionen profitieren können, die es wirklich nötig haben. Strukturen zu überprü-
fen, ist aber auf jeden Fall sinnvoll, vor allem im Kontext mit einer angedachten Revision 
des KiBeR. Aufgrund dieser Ausführungen werden wir von der Fraktion Pro Aarau, EVP/EW 
der Überweisung der Motion zustimmen. Ich möchte mich an dieser Stelle bei der Verwal-
tung für die vergangene und zukünftige Arbeit in diesem Bereich bedanken. Vor allem 
möchte ich die Chance aber auch nützen und ein riesengrosses Dankeschön unseren Kita-
betreuerinnen und -Betreuern aussprechen welche Tag für Tag bei recht bescheidenen Ar-
beitsbedingungen unseren Kindern wachsen helfen. Und nicht nur das: Durch sie ist es für 
viele Mamas, Papas und andere Bezugs- und Erziehungspersonen möglich, einen wichtigen 
wirtschaftlichen Beitrag im angestammten Beruf zu leisten. Und auch wenn sie gesell-
schaftlich viel unter dem Radar fliegen, sehen wir sie und sind für die liebevolle Arbeit und 
den beherzten Einsatz dankbar. 

Martina Niggli, Mitglied: Es erstaunt vermutlich niemanden, dass die Grüne Fraktion die 
Motion zur Optimierung des KiBeR einstimmig unterstützt. Nach beinahe fünf Jahren An-
wendung des überarbeiteten Gesetzes, beziehungsweise Reglements über die familiener-
gänzende Kinderbetreuung, kennen wir das System und können uns über notwendige Op-
timierungen unterhalten. Diese sind in unseren Augen unbedingt nötig. Aber nur eine 
Optimierung anzuregen, reicht in unseren Augen nicht. Uns ist eine Präzisierung wichtig. 
Das städtische Subventionskonstrukt bietet viele unterschiedliche Stellschrauben, welche 
zu einer Verbesserung beitragen können. Wir arbeiten deshalb seit längerem an einer Mo-
tion, in welcher wir diese Stellschrauben präzise aufzeigen werden, damit die bestmögli-
che Verbesserung erreicht werden kann. Denn für uns ist Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf nicht nur eine leere Worthülse, sondern ein ernst zu nehmender Auftrag unserer 
Wählerinnen und Wähler. 

Nicole Lehmann Fricker, Mitglied: In Sachen Familienpolitik hinken wir in der Schweiz 
noch ein wenig nach. Es gibt einige Themen, die wir anschauen können und ein Thema ist 
sicher auch die Kinderbetreuung. Dass das KiBeR angepasst und vereinfacht werden soll, 



 

Sitzung vom 26. August 2024 

Seite 256  

ist wohl der Mehrheit hier im Saal bewusst und es ist klar, dass Massnahmen ergriffen wer-
den müssen. Wir haben aber das Gefühl, dass bei diesem Vorstoss wieder einmal nachge-
doppelt wird, was der Stadtrat eigentlich schon längstens anpackt. Der Stadtrat hat seine 
Arbeit gemacht und hat bereits Optimierungsstrategien mit Unterstützung des Büros BASS 
erarbeitet. Wir können nun spekulieren, weshalb diese nun unterbreitet werden und was 
eigentlich wirklich das Ziel und der Zweck ist. Ob es unter anderem auch darum geht, eine 
Öffnung für unvernünftig, überhöhte Subventionen zu schaffen? Bis jetzt sind die Subven-
tionen durch die Bedingungen limitiert und die Betreuungsleistungen sollen die marktübli-
chen Ansätze nicht übersteigen. Eine Einschränkung, die durchaus Sinn macht, führt zu 
Transparenz und Überschaubarkeit. Ohne eine limitierte Schwelle der Marktüblichkeit wer-
den Betreuungsleistungen und Subventionen unkontrollierbar. Eine Ansatzdefinition muss 
deshalb aus obgenannten Gründen auch bei einer Anpassung des Reglements und der Ver-
ordnung vorgenommen werden. Die Subventionen sind eine Regelung und unterliegen un-
serem Rechtssystem. Wir dürfen nicht aus dem Auge verlieren, dass es sich um ein Rege-
lungsinstrument handelt. Bei der Festlegung von Subventionen ist ein rechtlicher Prozess 
in den einzelnen Phasen wichtig und muss auch erarbeitet werden. Man kann nicht einfach 
eine Öffnung vornehmen, welche ins uferlose führt, sondern man muss den Rahmen der 
Verhältnismässigkeit erfüllen. Das heisst, dass es eine Richtung braucht, die festgelegt 
werden muss und diese kann nicht einfach gegen oben offengelassen werden. Wir sind 
überzeugt, dass der Stadtrat das auch berücksichtigen wird. Die FDP bedankt sich auch 
beim Stadtrat für die bereits geleistete Arbeit. Wie er in der Botschaft richtigerweise fest-
hält, deckt sich die Motion mit dem Bestreben des Stadtrats, auch in Zukunft für die Berei-
che Familie- und schulergänzende Tagesstrukturen attraktive Bedingungen zu schaffen. 
Wir von der FDP sind auch überzeugt, dass der Stadtrat das auch richtig machen wird. Wir 
werden dieser Motion einstimmig zustimmen. 

Franziska Graf-Bruppacher, Stadträtin: Herzlichen Dank für Ihre Voten. Die vorliegende 
Motion ist für den Stadtrat sehr gut nachvollziehbar. Wir konnten Erfahrungen sammeln 
und würden sehr gerne das Kinderbetreuungsreglement weiterentwickeln und die gemach-
ten Erfahrungen einfliessen lassen. Wir erhoffen uns aber allerdings nicht nur für die Eltern 
eine Erleichterung, sondern tatsächlich auch für die Verwaltung, damit die Handhabung 
einfacher und es weniger Aufwand geben wird, Der Stadtrat empfiehlt Ihnen die Überwei-
sung. Die Details können erst später vorgelegt werden. Darüber kann man sich dann wie-
der austauschen und entsprechende Entscheidungen fällen. Der Grünen Fraktion möchte 
ich einen Wunsch mitgeben. Wenn Sie eine Motion einreichen möchten, bitte ich Sie, diese 
möglichst bald einzureichen, damit wir Ihre Anliegen einfliessen lassen können. Das wäre 
eine Optimierung. 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Wir gelangen zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 39 Ja-Stimmen gegen 7 Nein-Stimmen folgenden 

Beschluss 

Die Motion zur Optimierung des Reglements über die familienergänzende Kinderbetreuung 
(KiBeR) wird überwiesen. 
 
Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 2 der Gemeindeordnung keinem Referendum. 



 

Sitzung vom 26. August 2024 

Seite 257  

Traktandum 18 

Kreditabrechnung Metzgergasse 18 (Tuchlaube), Sanierung Haustechnik 

Anja Kaufmann, Präsidentin: Mit Botschaft vom 13. Mai 2024 unterbreitet der Stadtrat 
dem Einwohnerrat die Kreditabrechnung "Metzgergasse 18 (Tuchlaube), Sanierung Haus-
technik". Sie schliesst bei einem verfügbaren Bruttokredit von 900'000 Franken mit Brutto-
anlagekosten von Fr. 956'586,50 ab. Es resultiert eine Kreditüberschreitung von Fr. 
56'586.50, das sind 6.29 %. 

Die Kreditabrechnung lag der FGPK an ihrer Sitzung vom 13. August 2024 zur Prüfung vor. 
Sie beantragt dem Einwohnerrat, die Kreditabrechnung zu genehmigen und verzichtet auf 
ein Referat. 

Da es keine Wortmeldungen aus dem Einwohnerrat und dem Stadtrat zu dieser Kreditab-
rechnung gibt, gelangen wir zur 

Abstimmung 

Der Einwohnerrat fasst mit 46 Ja-Stimmen einstimmig folgenden 

Beschluss 

Die Kreditabrechnung "Metzgergasse 18 (Tuchlaube), Sanierung Haustechnik" wird geneh-
migt. 

Dieser Beschluss unterliegt gemäss § 5 Abs. 1 der Gemeindeordnung dem fakultativen Re-
ferendum. 

 

Für den ersten Stellvertreter, der im Rat amtete, Lukas Gysi, war es heute die letzte Sit-
zung. Er hat die Stellvertretung von Gabriela Werder übernommen. Vielleicht gibt es für 
ihn auch einmal ein ordentliches Nachrücken. Für seine Arbeit danke ich ihm bestens und 
wünsche ihm alles Gute. 
 
 
 
Schluss der Sitzung 22.05 Uhr 
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